
Sozialdemokratiſches Organ für den B
und ſämtliche Unterbezirke (Kreiſe) im Reg.Bez. Merſeburg. Erſche

Sonnabends mit der ill
chſelnd: „Die Frau

Redaktion: Halle a. S., Gr. Brauhausſtr. 17.
Fernſpr. 6802. Sprechſtunde täglich von 11 12

außer Sonn und Fei
Beilage „Volk und Zeit“ ſowie wöchentlich abwe

S

ſti
s in Halle g.

und „Für die arbeitende d.

r Halle
Verlag u. Expedition: Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.
Fernſpr. 5407. Poſtſcheckkonto Erfurt Nr. 1 1092

nener. 125 Durch Poſe erleſen is 6.00einſchl. Veßteigeb.
cHulle, och, den 1. Juni 1921 S

m.

x t 7 d 7 r ey7 n das Timeter es en Reklame im dreigeſpaltenTextteil 250 M. e der Amen Annahme al nagte 5. Jahrgang
g abe morgens 9 Uhr.

Wie ſih Herr h. Kuhr die Eutwaffaung dent

München, 31. Mai. Jn der heutigen Sitzung des
Staatshaushaltsausſchuſſes des bayeriſchen Landtages
gab Miniſterpräſident v. Kahr über die Einwohnerwehr-
frage folgende Erklärung ab: Die bayeriſche Staatsregie-
rung iſt in Uebereinſtimmung mit der Reichsregierung
entſchloſſen, in Erfüllung des Ultimatums in der Ent-
waffnung der Einwohnerwehr das Möglichſte zu tun L
wobei die Termine tunlichſt eingehalten werden.
gegen hat ſie ſich nicht entſchließen können, ihre bisherige
Auffaſſung, daß die Einwohnerwehren nicht unter die
Artikel 177 und 178 des Friedensvertrages und ſo unter
das Geſetz vom 22. März 1921 fallen, aufzugeben. Die
Reichsregierung wurde gebeten, dieſe Auffaſſung den
alliierten Mächten mitzuteilen und nach Möglichkeit zu
vertreten. Dieſe habe ſich dazu bereit erklärt. Je nach
der Stellungnahme der Entente wird die Reichsregierung
die weitere Entſcheidung von ſich aus treffen, wobei eine
loyale Stellungnahme der Staatsregierung ſelbſtverſtänd-
lich iſt.

Jn der Debatte über die Erklärung des bayeriſchen
Niniſterpräſidenten äußerte der ſozialdemokratiſche Ver-
reter im Landtage folgendes:

Abg. Timm (Soz.): Ich bemerke, daß in der Frage der
Entwaffnung und der Einwohnerwehren ſich der Miniſter
präſident und die Koalitionsparteien in vollſtändiger Aende-
cung ihrer Politik zu den Anſchauungen bekennen, die von
der ſozialdemokratiſchen Partei in der Erkenntnis der durch
das Machtgebot der Entente geſchaffenen Zwangslage und
eingedenk der ſtaatlichen Notwendigkeiten vertreten worden
ſei. Die ſozialdemokratiſche Partei habe an der Durchfüh
rung der von der Regierung eingegangenen Entwaffnungs-
verpflichtungen konſequent mitgearbeitet. Trotz der klaren
Sachlage leide aber die heutige Erklärung des Miniſter
präſidenten an Widerſprüchen und Unvollſtändigkeiten, weil
für die Auflöſung der Einwohnerwehren der Reichsregierung
die alleinige Verantwortung zugeſchoben werde. Seine Partei
oerlange, daß alle Beſtimmungen reſtlos und entſchieden
durchgeführt werden.
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Die Unentwegten.
Blättermeldungen aus München zufolge, bezeichnen die

Hau- und Kreishauptleute der bayeriſchen Einwohner-
wehren in einer Entſchließung das von der bayeriſchen Re
erung gemachte Angebot als das äußerſte des Möglichen.
Dem Miniſterpräſidenten v. Kahr und Forſtrat Dr.
Cſcherich wurde erneut das Vertrauen der Führer aus-
geſprochen.
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Die bayeriſche Regierung will einfach nicht. Das
ſt der einzige Eindruck, den die fortgeſetzten gewundenen
Erklärungen des Herrn v. Kahr auslöſen. Der „Vorwärts“
neint zu dieſer Kneif-Politik Bayerns, daß die Reichsregie-
tung auf jeden Fall ihre Maßnahmen zu erwägen
hat, wenn keine n gung in der Entwaffnungsfrage zu-
ſtande kommen ſollte. ir fügen hinzu, daß die große
Mehrheit des deutſchen Volkes ſich hinter dieſe Maßnahmen
ſtellen wird. Bayerns Starrſinn wächſt ſich allmählich zu
einer ſchweren Gefahr für das Deutſche Reich
aus.

Unſer Parteiorgan in Nürnberg, die „Fränkiſche Tages-
poſt“, ſchreibt über v. Kahrs Hartnäckigkeit:

„Sollten die Beſtrebungen bayeriſcher Mon-
archiſten tatſächlich zum Widerſtand gegen die
Entwaffnung führen, ſo darf jetzt die Regierung einen der
artigen Zuſtand nicht mit Paſſivität, ſondern mit tat
nen Handeln beantworten. Noch hat dasReichskabinett durch die einmütige Unterſtützung der ge
amten deutſchen Arbeiterſchaft Mittel in der
dand, die angetan ſind, auch in Bayern die Vernunft in ge
wiſſen Kreiſen wiederkehren zu laſſen. Welcher Art dieſe
Mittel ſind, weiß man in Bayern ſo gut wie im Reiche.“

AMe Liſte über die Auflöſung der 6elbſtſchutzorganiſationen

vurde geſtern friſtgemäß überreicht. Sie enthält die oſt
preußiſchen Grenzwehren, die bayeriſchen Einwohnerwehren
und die Organiſation Eſcherich.

C jcu——-Zur Erfüllung der finanziellen Verpflichtungen des
Ultimatums

äßt das Reichsfinanzminſterium jetzt durch die Reichsbank
ind Reichspoſt Gold zum ungefähren Weltmarktpreis an-
kaufen. Vom Ankauf ausgeſchloſſen ſind Schmuckſachen und
sebrauchsgegenſtände. Der Preis wird nach dem Welt-
narktyrris ſede Woche neu feſtgeſetzt. Die Umſah-
Luxus) Steuer kommt bei dem Verkauf nicht in Frage.

Das Kabinett iſt ſich einig.
Wie die Blätter melden, ergab die geſtrige Kabinetts-

ſitzung volle Einmütigkeit über die Erklärung, die der
Reichskanzler heute im Reichstage abgeben wird. Eine
Entſcheidung über die einzelnen Steuerprojekte und ſonſti-
gen Mittel zur Aufbringung der Reparationslaſten ſei
jedoch noch nicht getroffen worden, ſondern es ſei nur die
allgemeine Richtung der Arbeit des Kabinetts auf dieſem
Gebiet feſtgelegt worden.

Laut Vorwärts hat die ſozialdemokratiſche Reichstags-
fraktion beſchloſſen, auf den ihr als vierten im Reichs
kabinett angebotenen Miniſter ohne Portefeuille zu ver-
zichten. Da Dr. Wirth als Reichskanzler das Reichsfinanz-
miniſterium beibehält, iſt die Regierungsbildung im Reiche
abgeſchloſſen.

Reichskanzler Dr. Wirth hat geſtern den Wiederauf-
bauminiſter Dr. Rathenau in ſein Amt eingeführt. Jn
längerer Ausſprache an die Beamten des Miniſteriums
wies der Reichskanzler auf die beſondere Bedeutung
hin, die dem Wiederaufbauminiſterium nach der Annahme
des Ultimatums zukomme. Miniſter Rathenau dankte für
das ihm geſchenkte Vertrauen und erklärte, er ſehe in den
Aufgaben des Wiederaufbauminiſters nicht nur die des
Wiederaufbaues Deutſchlands, ſondern auch der vollkommen
in Zerrüttung geratenen europäiſchen Wirtſchaftsmaſchine.

Baldige Aufhebung des Velagerungszuftandes,

Einer Zeitungskorreſpondenz zufolge, iſt der Ve-
lagerungszuſtand über die preußiſchen Gebietsteile Groß
hamburgs aufgehoben worden. Die Aufhebung des
BVelagerungszuſtandes in Mitteldeutſch-land und Oſtpreußen dürfte in kürzeſter Zeit bevorſtehen.

Auch in Steiermark Anſchlußabſtimmung.
Graz, 1. Juni. Der ſteieriſche Lantag beſchloß gegen

die Stimmen der Sozialdemokraten, am 3. Juli eine An-
ſchlußabſtimmung vorzunehmen. Damit jedoch die Volks
befragung kein falſches Bild vom Anſchlußwillen der Be-
völkerung ergibt, wollen die Sozialdemokraten an der Ab-
ſtimmung teilnehmen.

Wien, 1. Juni. Durch die Entſcheidung des ſteiriſchen
Landtages für die Abſtimmung über den Anſchluß ſei, wie
in politiſchen Kreiſen verlautet, nach den Vorgängen der
letzten Tage und beſonders nach den vom Bundeskanzler
ſeinerzeit in Prag abgegebenen Erklärungen die Möglichkeit
einer Regierungskriſe gegeben. Wie es heißt, ſoll
ſich heute ein Kabinettsrat mit der Lage beſchäftigen.
Gleichzeitig ſollen Verhandlungen mit den Parteien ſtatt
finden. Es dürfte ſich dann bis zu Beginn der Vollſitzung
des Nationalrates am Nachmittag entſchieden haben, ob mit
einem Rücktritt des Kabinetts Mayr zu rech-
nen iſt.
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Das endgzültige Geſamtergebnis der Volksabſtimmung
in Salzburg beträgt 104 000 abgegebene Stimmen, davon
103 000 mit „ja“, 800 mit „nein“; 200 waren ungültig. So-
mit überſteigt die Wahlbeteiligung 90 Prozent aller Stimm-
berechtigten, davon ſtimmten beinahe 100 Prozent mit „Ja“.

Zur Konferenz in Boulogne.
London, 31. Mai. Wie Reuter erfährt, geht der letzte

Vorſchlag der engliſchen Regierung dahin, daß die nächſte
Zuſammenkunft des Oberſten Rates in der Mitte
nächſter Woche in Boulogne ſtattfindet. Auf der Tages
ordnung ſteht Oberſchleſien, möglicherweiſe auch
Prüfung der Sanktivnen. Außerdem iſt nicht
unwahrſcheinlich, daß auch die durch die Regierung von An-
gora geſchaffene Lage beſprochen werden wird. Es iſt ſicher,
daß die Vereinigten Staaten und Japan vertreten ſein
werden.

London, 1. Juni. Reuter zufolge ſoll Belgien zur Teil-
nahme an der Boulogner Konferenz des Oberſten Rates ein-
geladen werden, wenn Fragen der Reparation oder der
Zwangsmaßnahmen erörtert werden. Wie Reuter außer-
dem meldet, iſt bisher der Vorſchlag, einen Sachverſtändi-
genausſchuß zur Prüfung der oberſchleſiſchen Frage zu er-
nennen, noch nicht formell angenommen worden.

—ZTZTIAI

Paris, 1. Juni. Die interalliierte Kommiſſion will die
alliierten Regierungen erſuchen, über die Verhandlung
wegen der Aufteilung Oberſchleſiens nichts zu veröffentlichen,
um neue Kämpfe zwiſchen Polen und Deutſchen zu ver-
meiden.

Die Geſchäfte der deutſchen Friedensdelegation in Paris wer

den von heute ab von der deutſchen Botſchaft übernommen.

NRe gelbe 6umpfpflanze.

Es gehörte ſtets zu den übelſten Nachwirkungen nicht-
gelungener gewerkſchaftlicher Aktionen der Arbeiterſchaft,
wenn Teile derſelben ihre oft noch mangelhafte Disziplin
fallen ließen, weil ſie den tiefen Sinn des großen prole-
tariſchen Befreiungskampfes nicht erfaßt hatten und dann
wieder zum Werkzeug fortſchrittsfeindlicher Strömungen
wurden. Langwierige Kämpfe um Beſſerung der wirtſchaft
lichen und ſozialen Verhältniſſe, die keine greifbaren Erfolge
zeitigten, haben naturgemäß entmutigend auf diejenigen
Arbeiter eingewirkt, denen die Solidarität mit ihren
Klaſſengenoſſen nicht erſtes Gebot war oder die das
Weſen der gewerkſchaftlichen Organiſation nicht kannten.
Die ſogenannten „vwirtſchaftsfriedlichen“ Verbände“, die
bloße Unterſtützungsvereinigungen darſtellten und nichts,
aber auch rein garnichts zur Hebung der ſozialen Lage des
Proletariats beitrugen, kamen nach ſolchen Steiks aus ihrem
Hinterhalt und ſtürzten ſich dann auf jene Arbeiter, die
flügellahm geworden waren. Das war vor dem Kriege
und iſt auch heute noch ſo. Die vornehmſte Aufgabe der
freien Gewerkſchaften iſt es und mußte es deshalb immer
ſein, Aufklärung über die von lauterer Harmonie und Unter-
nehmerfreundlichkeit ſtrahlenden gelben Verbände zu ver
breiten. Heute iſt dieſe Aufklärung mehr denn je vonnöten
Und warum?

Wenn nach großen Wirtſchaftskämpfen auch manchma!
Schlappen eingeſteckt werden mußten, ſo wird in den weitau;
meiſten Fällen der denkende Arbeiter den freien Gewerhk-
fchaften hierfür nicht die Schuld beimeſſen, vielmehr ſie ig
ſeinen eigenen Reihen und zwar dort ſuchen, wo der gewerk-
ſchaftliche Gedanke noch nicht Fuß faſſen konnte. Dem Kapital
ſtehen eben zur Unterjochung der Arbeiter ſo gewaltige
Mittel zur Verfügung, daß im Kampfe mit ihm das Prole-
tariat nur gewinnen kann, wenn es geſchloſſene,
ſtraff disziplinierte Gewerkſchaftsorgani-
ſationen zur Seite hat. Die Niederlagen des Pro-
letariats bei gewerkſchaftlich geführten Kämpfen hatten alſo
oftmals zur Urſache: mangelnde Solidarität der
Streikenden oder Ausgeſperrten, zu ſchwache
Organiſationen uſw. Die Arbeiterſchaft lernte
ſtetig daraus und ſchuf ſich nach und nach machtvolle weit-
ausgebreitete Organiſationen, die mit allen Mitteln des
Koalitionsrechtes beſſere Lebensbedingungen für die ar-
beitenden Maſſen erſtreiten. Die in dieſen Monaten tagenden
Kongreſſe der freien Gewerkſchaftsverbände legen Zeugnie
davon ab, welchen gewaltigen Auſſchwung der freigewerk-
ſchaftliche Organiſationsgedanke genommen hat. Und dieſe
Stärkung der freien Gewerkſchaften iſt zu verzeichnen trotz
des unheilvollen Einfluſſes bolſchewiſtiſcher Zerſtörungs-
ideen und trotz verzweifelter Anſtrengungen harmonie-
duſeliger Arbeitnehmerverbände allen Grades, die Ar-
beiterſchaft in ihre Fallen zu locken.

Es iſt jetzt nicht der Platz, um das ſchädigende Treiben
der Kommuniſten gebührend zu zeichnen ſoviel ſei jedoch er-
wähnt, daß nach allen bisherigen „Aktionen“, nach all den
unſinnigen Putſchen die wirtſchaftsfriedlichen Verbände
leichter arbeiten konnten. Ein deutlicher Beweis hier-
für iſt die jetzige umfangreiche Werbetätigkeit eines Ver-
bandes, der zu den widerlichſten Gebilden gehört, die je dem
gelhen Sumpfboden entſproſſen ſind: Der Deutſche
Arbeiterbund.

Seine Fühler konnte dieſer „Auch-Arbeiterbund“ nur
dort ausſtrecken, wo die Kommuniſten „vorgearbeitet“
hatten, d. h. wo hyperradikale Elemente die Arbeiterſchaft
zu Kämpfen aufputſchten, die ohne klar erkennbare Ziele und
meiſt nur unter allerſchärfſtem Terror vom Zaume ge-
brochen wurden. Die letzte mitteldeutſche Verſchwörung ge-
hört dazu Cs nimmt deshalb kein Wunder, daß gerade
jetzt der „Deutſche Arbeiterbund“ in Mitteldeutſchland und
insbeſondere in Halle, die ehemalige Hochburg der Kommu-
niſten, Anker auswirft und hier und da bereits kleine Er-
folge zu verzeichnen hat. Eins der Flugblätter, die dieſe gelbe
Pflanze in Maſſen verteilt, liegt vor uns. Das Geſchreibſel,
das ſich an die geſamte Halliſche Arbeiterſchaft wendet, iſt
iypiſch für die Art des Kampfes, den der „Bund für
Arbeiterverdummung“ führt. Der Deutſche Ar-
beiterbund“ weiß, daß ſein gefährlichſter Feind nicht etwa
die kommuniſtiſche Organiſation iſt, ſondern die „Freie Ge-
werkſchaft“.

Die verbrecheriſchen Akteure des letzten Putſches werden
ſogar noch mit folgenden Worten in utz genommen:

„Aber nicht die Führer, die Euch in den letzten Tagen
dem Endkampf gegen die beſtehende Geſellſchaftsordnung
entgegenführen wollten, ſind die Hauptſchuldigen, ſondern
jene gewiſſenloſen Menſchen ſind es, die jahrzehntelang
Euch nur den Gedanken des Klaſſenkampfes
in Wort und Schrift gepredigt haben, die Euch
durch die Aufrichtung des Zukunftsſtaates das Glück ver-
heißen haben.“

Arbeiter, merkſte was Aus jeder dieſer Zeilen
geht doch klar hervor, daß Putſche und Aktionen von der
Art, wie ſie von der VKPD. und KAPD. betrieben werden,
nur im Jntereſſe der Unternehmer, alſo im Jnter-
eſſe der gelben, arbeiter feindlichen Ver-



bände liegen. Rut zu gut weiß der „Deutſche Arbeiter
bund“ die gewaltige Macht der freien Gewerkſchaften für den
wirtſchaftlichen freiungskampf der Arbeiterſchaft ein
zuſchätzen. Seine Giftdolche richtet er deshalb ausſchließ-
lich gegen dieſe. Der Klaſſenkampfgedanke iſt jenen Unter-
nehmerſubjekten genau ſo verhaßt wie das ſchärfſte Mittel
der Gewerkſchaſten, der Streik.

Deshalb redet auch das Flugblatt von einem „friedlichen
Ausgleich von Gegenſätzen zwiſchen Arbeiter und Unter-
nehmer“. Ueber die „Friedfertigkeit“ der letzteren wird ja
wohl jetzt auch dem unaufgeklärteſten Arbeiter ein Seifen-
ſieder aufgehen, wenn er ſieht, wie das Kapital drauf und
dran iſt, ſowohl die ſozialen Errungenſchaften abzubauen,
als auch die wirtſchaftliche Lage (Lohnabbau) der Arbeiter
zu verſchlechtern. Jetzt müſſen doch auch dem letzten i
die Augen darüber geöffnet werden, daß nur eine
Organiſation für die arbeitenden Maſſen von Wert i
energiſch und zielbewußt die Angriffe der Unternehmer
abzuwehren gedenkt. Wer aber meint, eine Organiſat
Blüte von der Art des Deutſchen Arbeiterbundes iſt hierzu
geeignet, gehört zu den unheilbaren Toren, die
infach nicht begreifen lernen, daß die Jntereſſen der Ar-
beiter niemals die Jnkereſſen der Unternehmer und um
gekehrt ſein können. Wollten ſich Arbeiter im Vertrauen
auf die Mildtätigkeit und „väterliche Fürſorge“ der Herren
Kapitaliſten derartigen gelben Verbänden anſchließen, ſo
wäre das nichts anderes als eine Selbſtentmannung,
die ſich ſchon nach kurzer Zeit ſchwer rächen würde. Die ein-
zige Gewerkſchaft und wirkliche Kampforganiſation
ſt und bleibt die freie Gewerkſchaft. Nur durch die

fortgeſetzte Stärkung derſelben wird die Arbeiterſchaft den
Anſturm der großen Unternehmerverbände abwehren
können. Unſer ſchärfſter Kampf gilt deshalb auch den
gelben Verbänden, die nichts anderes ſind als ein Boll-
werk des Kapitals. Wenn ſich die Arbeiter in dieſen
Gefahrenkreis begeben, kommen ſie darin um. Fort mit
dieſen gelben Sumpfpflanzen iſt die einzige
Loſung des denkenden Arbeiters. Dieſen Verdummungs-
oerbänden keinen Pfennig und keinen Mann.

Und das find republikaniſche voldaten!

Am vergangenen Sonntag hat auf dem Exerzierplatz
Moabit eine Gedächtnisfeier des 4. Garderegiments ſtatt-
gefunden. Nach den vorliegenden Berichten war es ein
einziger großer monatchiſtiſch-militari-
ſtiſcher Klimbim. Zunächſt fand ein Feſtgottesdienſt
tatt, dann hielt der berüchtigte Oberſt Reinhardt eine An
ſprache, geſpickt mit monarchiſtiſchen Reminiſzenzen, und
ſchließlich formierten ſich die ehemaligen Angehörigen des
Regiments zum Vorbeimarſch im Stechſchritt mit klingendem
Spiel vor dem anwefenden Zollernſproſſen Eitel-Friedkich.
An dieſem Vorbeimarſch beteiligten ſich auch die Angehörigen
der früheren 7. und 8. Kompagnie, die jetzt in das 9. Jnfan-
terie- Regiment der Reichswehr als ſogenannte „Traditions-
kompagnie“ eingereiht ſind.

Offenbar ſollte durch dieſe Parade dem Prinzen Eitel-
Schieberich zu Gemüte geführt werden, daß er es jetzt nicht
mehr nötig habe, Geld ins Ausland zu verſchieben. Dem
Ausland aber, das Deutſchland nicht freundlich W iſt,wird dieſe Parade willkommeneren Agitationsſtof gegen
Deutſchland liefern, als ihm die ganze Hohenzollernmilliarde
vert wäre, wenn ſie ins Ausland käme.

Wir würden noch Herrn Geßler fragen, was er zu
dieſer Hohenzollernparade pl Reichswehr meint, wenn
wir nicht wüßten, daß er auf ſolche Fragen grundſätzlich
eine Antwort gibt.

Der dritte Prozeß in Leipzig.
Zuerſt kommen die kleinen Kriegsverbrecher

dran und wann die großen?
Geſtern vormittag hat der dritte Kriegsbeſchuldigten-grozeß unter dem Vorſitz des Senatspräſidenten Dr. Schmidt

begonnen. Zu verantworten hat ſich der Arbeiter Robert
Neumann aus Güſtrow wegen Mißhandlung und Ve-
eidigung engliſcher Gefangener im Lager Pommerensdorf
(Pommern). Neben den engliſchen offiziellen Perſönlich-
keiten wohnen im Auftrage der franzöſiſchen Regierung

ei fran Advokaten und ein fran Dolmeer J bei. wonzvniwer thher
Stimmen zur Ernennung Rathenaus.

Der „Vorwärts“ ſchreibt:
„Rathenau ſoll die Regierung weder mit einer neuen

Sozialtheorie verſehen, noch ihre politiſche n über
nehmen, ſondern er ſoll als Wiederaufbauminiſter die mit
dem Wiederaufbau verbundenen ge waltigen wirt-
ſchaftlichen Transaktionen lekten. Er ſoll dafür
ſorgen, daß die notwendige Wiederaufbauarbeit ſo rationell
wie möglich geſtaltet und daß dem Reich für ſeine Leiſtun-
gen auf das Wiedergutmachungskonto kaufmänniſch an-
ſtändige Preiſe gebucht werden. Auf dieſem Gebiet iſt er
zweifellos ein „Fachminiſter“, und es. wirkt einigermaßen
ſnig daß es jetzt denjenigen, die ſonſt ſo laut nach Fach
minkſtern ſchreien, auch wieder nicht recht gemacht worden
iſt.

Dos Präſidium des Hanſabundes läßt folgende Er-
klärung los:

„Der Hanſa-Bund wird mit geſpannter Aufmerkſamkeit
dem Wirken Walther Rathenaus als Wiederaufbauminiſter
folgen, jeden Verſuch, den von Rathenaus ſ. Z. zuſammen
mit Wiſſel und Sarg propagierten Planwirtſchafts
gedanken in die Tat umzuſetzen, auf das entſchiedenſte be-
kämpfen, ſowie alle Gegner einer derartigen Rathenauſchen
Wirtſchaftspolitik um ſich zu ſammeln ſuchen. Wenn daher
der Hanſa- Bund die Ernennung Rathenaus zum Wieder-
aufbauminiſter ſchon von vornherein nur mit den größten
Bedenken betrachten kann, ſo muß der Bund ſeine jetzige
mitarbeitende Tätigkeit beim iederaufbau in eine
Oppoſitionsſtellung ändern, ſobald Rathenau
ſeine früheren planwirtſchaftlichen Pläne zur praktiſchen
Durchführung zu bringen ſucht.“

Daß die nationaliſtiſche Preſſe ſich weidlich an den Juden
Rathenau ſtößt, wird niemand wundern.

Deutſcher Reichstag.

Kleiner Auſtatt.
Die unbedeutende Eröffnungsſitzung, mit welcher der Reichs-

tag am Dienstag ſeine Sommertagung einleitete, ließ von der
Stellung der Parteien zu der neuen Regierung noch keine greif-
baren Anzeichen bemerkbar werden. Klar wurde nur eins, was
man freilich auch vorher ſchon gewußt hat: daß die Kommuniſten
auch jetzt ihre Verſchleppungs- und Obſtruktionstaktik fortzuſetzen
gedenken. Das Jntereſſanteſte an der mageren Tagesordnung
war die Antwort der Regierung auf die deutſchnationale Anfrage
über den Fall Müller-Brandenburg. Ein endgültiges Urteil äber
dieſe dunkle Angelegenheit wird ſich wohl erſt nach Abſchluß der
Unterſuchung feſtſtellen laſſen. Die Erklärung der Reichsregierung,
dig, wie men befürchtete, noch weiter hinausgeſchoben werden
ſollte, wird nun doch ſchon morgen erfolgen. Bis dahin muß alſo
die bayeriſche Angelegenheit und die Beſetzung des Fikanzmini-
ſteriums erledigt ſein. Nach dem kommuniſtiſchen Auftakt von
heute wird man ſich auf eine ſtürmiſche Sitzung gefaßt
machen müſſen.
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108, Sitzung. Dienstag, den 31. Mai z Uhr.

Vor Eintritt in die Tagesordnung ehrt das Haus das Andenken der verſtorbenen Abg. Tuch d. Vp.) und Dr. Wiebe

(Dn.). Weiter erklärt Präſident Löbe: Lebhafte Empörung
hervorrufen muß die Mitteilung, daß die polniſchen Jnſurgenten
den Abg. Dr. Hartmann (Dn.) gefanfen genommen und an
einen unbekannten Ort verſchleppt haben. (Lebhafte Pfutirufe.)
Ich habe mich ſofort mit dem Auswärtigen Amt verſtändigt, damit
die interalliierte Kommiſſion auf diefen Gewaltſtreich hingewieſen
wird und damit ſofort Anſtalten getroffen werden, um den Abg.
Hartmann zu befreien. Jch nehme an, daß die Regierung uns
möglichſt bald mitteilen wird, welche Schritte unternommen wor-
den ſind.

Der Präſident ſpricht dann dem Abg. Dr. Spahn (JZentr.)
zu ſeinem 75. Geburtstage die Glückwünſche des Reichstages aus.
Ein Antrag auf Sttafverfolgung des Abg. Re m mele (Kom.)
wegen Beleidigung geht an den Geſchäftsordnungsausſchuß.

„König Kohle.“

Roman von Upton Sinclair.
(S0. Forktſetzung.) (Rachdruchk verboten.)
„Nun,“ ſagte der Mann endlich, „was wollen Sie eigent-

Arh 2“

„Jch will einen Haftbefehl gegen Jeff Cotton.“
Jim Anderſon ſah ihn forſchend an: „Hier können Sie

dies nicht bekommen.“

„Weshalb nicht
„Weil Cotton Vertreter des Sheriffs iſt und zu Jhrer

Verhaftung berechtigt war.“
„Berechtigt, mich ohne Haftbefehl feſtzunehmen
„Woher wiſſen Sie, daß er keinen Haftbefehl hatte
„Weil er es ſelbſt zugab.“
„Es war ſeine Pflicht, im Revier Ordnung zu ſchaffen, ob

r nun einen Haftbefehl hatte oder nicht.“
„Wollen Sie damit ſagen, daß er in der Grube ganz nach

Willkür handeln darf?“
„Jch will ſagen, daß ich kein Recht zur Einmiſchung habe.

Weshalb haben Sie ſich nicht im Nord-Tal an Si Adams
gewandt?“

„Jch hatte keine Gelegenheit, ihn zu ſehen.“
„Nun,“ erwiderte der andere, „da kann ich Jhnen nicht

relfen: das müſſen Sie doch ſelbſt einſehen. Wie ſollte im
nohlenrevier die Diſziplin aufrechterhalten werden, wenn jeder
hinausgeworfene Kerl herkommen und einen Haftbefehl gegen
den Berghauptmann erhalten könnte

„Alſo darf ein Berghauptmann ohne jegliche Rückſicht auf
eſeß vorgehen

as habe ich nicht geſagt.“
„Wenn er zum Beiſpiel einen Mord begangen hätte, wür-
Sie dann einen Haftbefehl ausſtellen

„Selbſtverſtändlich, wenn es ſich takſächlich um
Jandelt.“

„Und wenn Sie wüßlen, däß er im Begriffe iſr, einen
Mord in der Grube zu begehen, würden Sie verſuchen, ihn
davon abzuhalten

„Natürlich.“
„Hier iſt eine wettere beeidigte Ausſage,“ und Hal wies

jene vor, die vom Verſchließen des Schachtes handelte. Tiefes
Schweigen herrſchte, während der Friedensrichter ſie durchlas.

Doch ſchüttelte er abermals den Kopf.

0 a
D

den
Mord

„Weshalb nicht
„Weil ich mit der Leitung der Kohlengrube nichts zu tun

habe. Jch verſtehe mich nicht darauf und würde mich bloß
lächerlich machen, wollte ich den Leuten Vorſchriften erteilen,
wie ſie ihr Geſchäft zu betreiben haben.“

Hal begann, auf den Mann einzureden. Durften denn die
Beamten des Bergwerks ihren Arbeitern jedes erdenkliche
Unrecht zufügen und dies „Betreibung des Geſchäftes“ nen-
nen Jhre Gewalt bedeutete in dieſem Augenblick Leben und
Tod für hundertſieben Männer und Knaben; war es denn
möglich, daß hierbei das Geſetz kein Wort zu ſagen habe?
Doch Herr Anderſon ſchüttelte bloß den Kopf, die Sache
gehe ihn nichts an; Hal möge ſich an Richter Denton wenden.
So nahm Hal ſeine Ausſagen wieder an ſich und ging;
auf der Straße erwarteten ihn bereits drei Subjekte, die
ihn auf ſeinen weiteren Wanderungen geleiteten.

Der Diſtrikts- Gerichtshof hatte eben Sitzung. Hal ver-
weilte eine Zeitlang im Gerichtsſaal, Richter Denton vSe
trachtend. Auch dieſer war ein wohlgenährter, wohlhabend

ausſehender Herr; über dem ſchwarzen Talar leuchtete roſig
ein rundes Geſicht. Der junge Bergmann betrachtete Ge-
ſicht und Talar mit einem gewiſſen Mißtrauen; Hal be
gann allmählich zyniſch zu werden und das Vertrauen in
ſeine Mitmen ſchen zu verlierrn. Der Anblick des Richters
brachte ihn auf den Gedanken, daß man auf der Richter
bank gar wohl ein gutes Einkommen erwerben könne, wenn
der Kompagnon als Beirat der Geſellſchaft auftrete.

Jn einer Pauſe wandte ſich Hal an einen der Angeſtell
ten, der ihm ſagte, er könne den Richter um 4 Uhr 30
ſhrechen; einige Minuten ſpäter erſchien Pete Hanum und
flüſterte dem Angeſtellten etwas zu; dieſer warf einen Blick
auf Hal und flüſterte dann ebenfalls mit dem Richter. Als
um 4 Uhr 30 die Sitzung aufgehoben wurde, verſchwand der
Richter in ſein Privatbüro, Hal wurde mitgeteilt, Richter
Denton habe keine Zeit, ihn zu empfangen.

Doch war Hal nicht willens, derart mit ſich umſpringen
zu laſſen. Der Gerichtésſaal führte durch eine Seitentür
auf einen Gang, und während Hal mit dem Angeſtellten
unterhandelte, ſah er des Richters Geſicht vorbeihuſchen.

Hal eilte ihm nach, er ſchrie nicht, ſtörte nicht die Ruhe;
als er ſein Opfer erreichte, te er ganz ruhig: „Richter
Denton, ich bitte um Gerechtigkeit!“

Der Richter wandte ihm ein ärgerliches Geſicht zu: Was„Nein, hier können
9 wollen Ehe

major Müller-Brandenburg im Zuſammenhang mit einer über

Zur Geſ
kommuniſtiſchen Anträge

beantragt Abg. Höl len [Kom. die
auf Veſeitigung Sondergerichte ſo

fort auf die Tagesordnung zu ſegen. Jn Mitteldeutſchland herr
ſchen unglaubliche Zuſtände, auch in herrſcht der weiße
Schrecken. Wir wollen die Kultur“ von allen
Seiten beleuchten. Mit W und der KahrRegierung, der jedes Ve trauen iſt, tagt dort eine
internationale Verſchwörerklique ruſſiſcher Mowarchiſten,
während bayeriſche und reichsdeutſche Kommuniſten ſchikaniert und t
gepeinigt werden. (Ordnungsruf des Präſidenten.)

Abg. Müller-Franken (Soz.): Wir haben nichts dagegen,
die Anträge in den allernächſten Tagen zu beraten; da aber x
morgen die Regierung eine programmatiſche Erklärung abgeben
ſoll, können die Kommuniſten bei der Gelegenheit ihre Aus
führungen vorbringen. Heute, wo die Regierung nicht anweſend
iſt, wäre eine Beratung zwecklos

Da Abg. Schul Bromberg (Dn.) gegen die Beratung dieſer
Anträge Einſpruch erhebt, iſt der Antrag Höllein erledigt.

Ein Antrag Malzahn (Kom.), Anträge über die Erwerbs
loſenfürſorge auf die Tagesordnung zu ſetzen, wird abgelehnt, da
der Volks wirtſchaftliche Ausſchuß noch nicht endgültig zu den An
trägen Stellung genommen hat.

Abg. Graef- Thür. (Dn.) fordert Aufklärung über
die Angelegenheit des Majors Müller-Brandenburg

von der Thüringiſchen Staatspolizei.
Reichskommiſſar Künzer: Es iſt richtig, daß der Polizei

m

die Zuſtände in der Thüringiſchen Landespolizei eingeleiteten
Unterſuchung bis auf weiteres beurlaubt worden iſt, und daß
gegen ihn von der Thüringiſchen Staatsregierung eine Vorunter-
ſuchung geführt wird. Die Ausſchaltung ſeiner Amtstätigkeit iſt
auf Grund folgender Vorgänge von der thüringiſchen Landes-
regierung verfügt worden: Jm Februar 1921 war eine Anzeige
im Reichsminiſterium des Jnnern eingegangen, in der ſchwere
Anſchuldigungen über die Zuſtände in der thüringiſcher Landes-
polizei erhoben wurden. Das thüringiſche Miniſterium wurde
durch Schreiben vom 23. Februar 1921 um Stellungnahme erſucht.
Nach den mündlich erfolgten Mitteilungen haben tatſächlich An
gehörige der Polizei den Sowjetſtern an der Uniform getragen
Ein vor kurzem zum Leutnant beförderter Beamter, der ſich ſelbft
als Angehöriger der Dritten Jnternationale bezeichnet haben ſoll,
iſt entlaſſen worden. Am 9. April 1921 ging beim Reichsminiſte-
rium des Jnnern abermals eine ſchriftliche mit Einzelheiten be-
legte und mündlich erläuterte Anzeige gegen die Thüringiſche
Landespolizei ein. Der Anzeigende iſt Beamter der Schutzpolizei
und erklärt, Angehöriger der S. P. D. zu ſein. Es wurde ins-
beſondere behauptet, daß Beamte, die der U. S. P. D. oder
V. K. PD angehörten, in ganz beſonderer Weiſe, namentlich bei
der Beförderung bevorzugt würden. Einzelne Angehörige der
Polizei wurden hochverräteriſcher Umtriebe beſchuldigt. Zur Prü-
fung dieſer Vorwürfe wurde eine Kommiſſion nach Weimar ge
ſandt, welche in vollem Einvernehmen mit der Thüringiſchen
Landesregierung und unter Teilnahme eines Vertreters derſelben
eine Reihe von Angehörigen der Thüringiſchen Landespolizei vor-
nahm. Das Ergebnis dieſer Vernehmungen hat dazu geführt, daß
die Thüringiſche Landesregierung vor mehr als drei Wochen ſelbſt
eine eingehende Unterſuchung eingeleitet hat, bei der das Reichs-
miniſterium des Jnnern durch einen Vertreter beteiligt iſt. Vor
Abſchluß dieſer Unterſuchung iſt die Reichsregierung nicht in der
Lage, weitere Mitteilungen zu machen. Was die Beſchuldigung
gegen Perſonen wegen hochverräteriſcher Umtriebe anbelangt, iſt
das Material der zuſtändigen Juſtizbehörde zugeleitet worden.
Entſprechend dem Wunſche der Thütingiſchen Staatsregierung
wird ferner mitgeteilt, daß die Thüringiſche Staatsregierung fol-
gende Erklärung hierher abgegeben hat: „Mitglieder der Thü-
ringiſchen Staatsregierung haben mit der Angelegenheit nichts
zu tun, und die Handlungen, die den Gegenſtand der Beſchuldi-
gungen bilden, ſind ohne Kenntnis der Thüringiſchen Staats-
regierung, insbeſondere des Thüringiſchen Miniſteriums des
Jnnern, dem die Landespolizei überſteht, vorgenommen worden.

Auf die Anfrage Dr. Moldenhauer (D. Vp.) über Aus-
ſchreitungen franzöſiſcher Soldaten in Köln-Mühlheim teilt die
Regierung mit, daß tatſächlich eine franzöſiſche Abteilung in die
Menge hineingeſchoſſen hat und daß Paſſanten auch mit dem Beio-
nett angegriffen wurden. Deutſche und engliſche Polizei ſchritt ein,
aber erſt durch das Eingreifen franzöſiſcher Offiziere konnte die
Ruhe wiederhergeſtellt werden.

Es war ein gefährlicher Augenblick, Pete Hanum war
auf Hals Ferſen, ein Zeichen des Richters hätte genügt,
ihn auf Hal loszulaſſen. Doch war der Richter derart ver-
blüfft, daß er ſich mit dem jungen Bergmann in ein Ge-
ſpräch einließ. Der Detektiv zögerte einen Moment und trat
ſchließlich ein paar Schritte zurück.

Hal wiederholte ſeine Bitte: „Euer Gnaden, oben im
NordTal ſterben hundertſieben Männer und Knaben, ſie
werden gemordet, und ich will ſie retten.“

„Junger Mann,“ ſagte der Richter, „ich muß zu einer
dringenden Beſprechung.“

„Gut,“ entgegnete Hal, „ich begleite Sie und werde Jhnen
im Gehen alles mitteilen.“ Er ließ Seiner Gnaden keine
Möglichkeit ausſprechen, ob ihm dies zuſage oder nicht, ſchritt
an ſeiner Seite dahin; Pete Hanum und die beiden anderen
folgten in gewiſſer Entfernung.

Hal erzählte dem Richter das gleiche, das er Herrn
Richard Parker erzählt, und erhielt die gleiche Antwort.
Derlei Dinge ſeien ſchwer zu beurteilen, gingen den Richter
nichts an. Ein Staatsbeimter befinde ſich im Nord-Tal,
dieſer habe zu beurteilen, 5b gegen das Geſetz vergangen
wurde.

Hal wiederholte ſeine Ausſage, daß ein Mann, der ſich
an dieſen Staatsbeamten gewandt hatte, hinausgeworfen
worden war. „Auch ich wurde hinausgeworfen, Euer Gnaden.“

„Weshälb?“
„Das wurde mir nicht mitgeteilt.“
„Unſinn, junger Mann. Man wirft niemand hinaus

ohne ihm den Grund mitzukeilen.
„Doch, Euer Gnaden, man tut es wirklich. Vorher hatter

ſie mich ins Gefängnis geworfen, ſechsunddreißig Stunde
ohne jegliche Berechtigung in Haft gehalten.“

„Sie haben ſich beſtimmt etwas zuſchulden kommen laſſen.
„Jch war von einem Bergmann-Komitee zum Wagekon-

trolleur gewählt worden.“
„Zum Wagekontrolleur?“
„Ja, Euer Gnaden. Jch habe gehört, das Geſetz fordere

die Anſtellung eines Aggekontrolleurs, wenn die Arbeiter
dies verlangen unv ſeinen Lohn bezahlen, dann ſei die
Geſellſchaft verpflichtet, ihn das Wiegen kontrollieren zu
laſſen. Stimmt das?“

ch glaube ja.“

e r
(Fortſetzung folgt.
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Die des Betriebes auf der Zeche Maximilian bei
Wer die Janſchek (Soz.) Auskunft verlangt, iſt der

egierung dekannt, und ſie hat ſofort die Anwendung der Ver
ordnung vom 8. er 1920 beantragt. Die Beſtimmungen
dieſer e ſind eingehalten worden.

Abg. Frau SchreibexKriger (Soz.) verlangt Auskunft
über die Begünſtigung der „Mitropa“. deren Leitung bei ihrer
Gründung ein vom pteußiſchen Eiſenbahnminiſterium beurlaubter
Miniſterialdirektor übernahm. Die Regierung erwidert, daß die
„Mitropa“ 1916 gegründet wurde, um den überragenden Einfluß
der Brüſſeler internationalen Schlafwagengeſellſchaft zu brechen.
Deutſchland als poſitives Hilfsmittel zur Abwehr der Auslands-
konkurrenz zu dienen. Aus den Erträgniſſen des Unternehmens er-

ält die Reichskaſſe eine Vorabgabe von 2 Proz. und eine Gewinn-
tetligung.

Abg. Hemeter (Dn.) beſchwert ſich über das Verbot der
halleſchen Zeitung. Die Regierung erwidert, daß Oberpräſident
Hörſing mit dem Verbot im ſtaatlichen Jntereſſe zu handeln
glaubte, daß aber nach einem Beſchluß des zuſtändigen Ausſchuſſes
des Reichsrates das Verbot als vollkommen unbegründet zu be
trachten iſt und daher die Aufhebung veranlaßt wurde.

Auf eine Anfrage des Abg. Dr. Moſes (U. S.) wird er
wide daß die Heilſtätte Beelitz aufrechterhalten werden ſoll.

Geſetz über den Volksentſcheid

wird dem Reichsausſchuß überwieſen.
Wirkl. Legationsrat Maltzahn gibt Auskunft über die

Verſchleppung des Abg. Hartmann.
Darauf vertagt ſich das Haus auf Mittwoch nachm. Uhr:

Entgegennahme einer Erklärung der Reichsregterung.
Schluß 4 Uhr.

Preußiſcher Landtag.

Die Finanznotlage der Gemeinden.
Der Preußiſche Landtag nahm geſtern nach den gegen den

Willen der Sozialiſten etwas lang gewordenen Pfingſtferien ſeine
Beratungen wieder auf. Es wurden verſchiedene Kleine Anfra-
gen zunächſt behandelt, unter denen eine beſonderer Erwägung
wert iſt, die ſich mit den ſogenannten Kappſündern befaßte. Die
Deutſchnationalen verlangten, daß die dem Kapprektor Roth in
BerlinLankwitz widerfahrene „Unbill“ wieder gutgemacht werde.
Der Aermſte, der während des Kapputſches ſeine Schule in ein
Waffendepot verwandelt hatte, war eine entſetzliche „Undill“!

nach Potsdam verſetzt worden. Die Klage der Deutſchnationa-
len war beweglich, allein es iſt ein kleines Wunder nach dem
Kurs, den Stegerwald zu ſteuern anfing die Regierung blieb
unbeweglich und verſchloß ihre Ohren den Bitten der BVeutſch
nationalen. Die weitere Sitzung wurde vollſtändig mit der
Debatte über die Finanznotlage der Gemeinden aus-
gefüllt. Unſere Genoſſen hatten eine Große Aſfrage über die not
wendige Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes und des
Kreis und Provinzialabgabengeſetzes geſtellt. Gen. Müller
Hameln begründete die Anfrage und zeigte beſonders an Bei-
ſpielen aus der Provinz Hannover, wie die Gemeinden durch das
ſchonende Vorgehen der Finanzämter gegen die Kreiſe der Großagrarier und die Jnduſtriellen in ihrer Finangtalami!ät feſtgehaf-
ten werden. Der Regierungsvertreter macht in ſeiner
Antwort der S r Konzeſſionen und fand beiihr großen Beifall. An der weiteren Debatte beteiligten ſich noch
die Abgg. Altegoer (Ztr.), Wallraf (Dn.) und v. Eynern(D. Vp.). Sie wandten ſich insbeſondere gegen eine Erhöhung
der Realſteuern. Der Kommuniſt Katz rieb ſich an dem Gen.
Leinert und erwartete wieder ei alles Heil auch für die
Gemeinden vom großen e darauf folgendenRäterepublkk. m rat äußerſt wirkſam Gen. Brecour ent
gegen, der den blühenden t e Unfinn, die vielen Wider

mit Humor und Jronie behandelte. Heute geht die Aus

31. Mai 1921. 22. Sitzung.
Nach Erledigung der „kleinen Anfragen“ folgt die große An-frage der über en n n Roß

Abänderung des Kommunal Abgabengeſetzes

und des Kreis und Provinzialabgabengeſetzes.e Abg. Müller- Hameln (Soz.): en wir uns unſer
Steuerweſen, vor allem aber et Kömmunalabgabengeſetz an,
dann t man, wie ſich alte Mißſtände wie eine alte Krankheit
forterhen. Den Gemeinden hat die Reichseinkommenſteuer das
finanzielle Rückgrat genommen. Es iſt nötig, daß die Gemeinden
vor allem neue Steuerquellen flüſſtg machen, vor allem darf das
Gemeindevermögen nicht bloß, wie das vielfach der Fall iſt, eine
Zuelle des Gewinns für Privatinteteſſen ſein. Eine gründliche
Reform iſt nötig; mit Verlegenheitsſteuern, wie Klavierſteuern
und Bettſteuern (Lachen) kann nicht geholfen werden. Die Be-
teuerun muß auf eine völlig neue Grundlage geſtellt werden.
Wir richten an die Regierung die räge, ob ſie zu einer ſchleu-
nigen Vorlegung eines Geſetzes zur Abänderung des Kommunal-abgaben- und des Kreis und Provi r. bereit
iſt. Der Redner beſpricht dann, geſtützt auf reiches Material das
ihm ſeine Beobachtungen in der Provinz Hannover lieferten, die
kraſſen Steuerungerechtigkeiten, die durch das vielfach geradezu
unglaubliche Verhalten der Finanzämter herbeigeführt werden.
Das Verhalten der Finanzämter läuft in vielen Fällen auf eine
Sabotage der Einkommenſteuer hinaus. Jn der Abſchätzung der
Reinerträge in der Landwirtſchaft wird überaus ſchonend vor
gegangen und die Handhaben der Steuergeſetze werden ſo eigen-
artig angewandt, daß man zu der Feſtſtellung kommt: je größer
der Grundbeſitz, deſto weniger Steuern! Wir richten deshalb an
die Staatsregierung die Frage, ob ſie bereit iſt, bei der Reichs
regierung darauf hinzuwirken, daß ſofort Schritte gegen die Sabo-
es des Einkommenſteuergeſetzes getan werden. Beifall b. d.
Soz.

Es folgt nun gleich im Anſchluß die Beratung des Antrags
der Abgeordneten Altegoer und Genoſſen (Ztr.) über die Real-
ſteuern und ihre Erhebung durch die Gemeinden.

Abg. Altegoer (Ztr.): Wir beantragen, daß die Gemeinden
und Gemeindeverbände das ausſchließliche Recht der Erhebun
von Realſteuern (Gewerbe-, Grund und Gebäudeſteuern) be
ten. Wir verlangen, daß eine einſeitige Heranziehung der Er
werbsſtände durch die Gemeinden vermieden wird. Die Zuſchläge
zu den Realſteuern dütfen den Mittelſtand nicht noch mehr ge
fährden. Manchmal ſieht es ſo aus, als ob das Gewerbe erdroſ
ſelt werden ſolle.

Ein Vertreter des Miniſteriums des Jnnern:
Die finanzielle Notlage, die e V der wichtigen Steuer-
quellen durch das Reich und das Aufhören der Steuerzuſchläge zwin-
gen die Gemeinden zu ungetechten Steuern. Sie müſſen
dabei auch aus kleinen Quellen ſchöpfen. Eine Verſchärfung der
Realſteuern iſt unmöglich. Beifall rechts.) Der ſtädtiſche Haus
und Grundbeſitz kann ſie unter der Zwangswirtſchaft im Woh-
nungsweſen ſo gut wie gar nicht abwälzen. Durch eine Abände-
rung des Kommunalabgabengeſetzes uſw. laſſen ſich die Finanzen
der Gemeinden, der Kreiſe und der Provinzen ſchwerlich ordnen
Hier ſtehen wir erſt in den allererſten Anfängen einer Finanz-
reform. Auch die n neuer Steuerquellen wird es kaum

t ß c meinden die c. eza r n weſentlich einſchränkenmüſſen. gen be Sou h genaue re des
e Staat und Gemeindenne m ehe ſſte matiſche Verteilu inanz

t eine u a c erte tuellen du Zurgeit t ein an Apeh

alliierten

Programm nicht möglich. Für die Uevergangszeit wird die Regie
rung eine Novelle zum Kommunal-Abgabengeſetz vorlegen. Dabei
werden zum Teil wieder die Gedanken aufgenommen, die bereits
in der Novelle zum Kommunal-Abgabengeſetz verarbeitet waren,
die der früheren Landesverſammlung vorgelegen hat; z. T. r
die Novelle für die Gemeinden Erleichterungsbeſtimmungen für die
Durchführung ihrer Verwaltungsaufgaben. Auch die Gewerbe-
ſteuer verträgt keine neue Steigerung mehr.

Das Haus tritt in die Beſprechung.
Abg. Wallraf (Dn.) beantragt Ueberweiſung der Großen

Anfrage an den auf 29 Mitglieder verſtärkten Gemeindeausſchuß.
Abg. v. Ey nern (D. Vp.): Das Kommunalabgabengeſetz iſt

veraltet. Die AUmwandlung des Jntereſſentenvermögens in Ge
meindevermögen bei einer Reform iſt abzulehnen. Widerſpruch
links.

bg. Katz (Kom.): Die Mittel der Geſundung können nur
im Zuſammenhang mit dem ganzen Wirtſchaftsleben gefunden
werden. Schuld an der Zerrüttung der Gemeindefinanzen trägt
das Reich. Nicht allein der Krieg, ſondern auch das ganze kapi-
taliſtiſche Syſtem muß zu einer ſolchen Anarchie führen. Das
Reich, das ſich die ertragreichſten Steuern geſichert hat, weigert ſich
ſogar, den Gemeinden die Auslagen zurückzuerſtatten. Die Real-
ſteuern ſind ſehr ſchnell zu Mietsſteuern entartet. Dieſe Steuer-
politit bürdet dem Proletarier alle Laſten auf. Man hat jetzt
ſogar eine Milchſteuer in Ausſicht genommen. Während man auf
der einen Seite für die Erwerbsloſenfürſorge nur geringe Mittel
zur Verfügung ſtellt, wirft man andererſeits für die Einwohner-
r und für die Sipo das Geld mit vollen Händen zum Fenſter
inaus.

Abg. Brecour (Soz.): Dem Abg. Altegoer gegenüber möchte
ich bemerken, daß er vergißt, wie ſehr die Kreiſe des Gewerbes
und der Landwirtſchaft in der Lage ſind, bei der Einkommenſteuer
ſich zu ſchonen. Die Wulnſ wird von den Arbeitern und An-
geſtellten getragen. un hier von dem Abg. v. Eynern von
Popularitätshaſcherei geſprochen wurde, dann möchte ich betonendaß doch gerade die Rechtsparteien es hier im Hauſe und au

bei den Ausſchußberatungen an Popularitätshaſcherei wirkli
nicht fehlen laſſen. Jch erinnere nur an die Beratungen über das
r in welchem von den Rechtsparteien im-mer neue hochgeſchraubte Forderungen geſtellt wurden. Nun einWort zu Herrn Katz! Herr Katz hat ſich die Sache leicht

Er macht es, wie es die Kommuniſten immer und überall tun, ſie
ſtellen unerfüllbare Forderungen, um die Frage, woher die Mittel
genommen werden ſollen, kümmern ſie ſich nicht oder jedenfalls
recht wenig. Die Mittel werden auch nicht durch die Methoden
der Kommuniſten, die doch nur den allgemeinen Zuſammenbruch
beſchleunigen wollen, e Herr Katz macht ſich lächer-
lich, wenn er ſich hierherſtellt und laut tönend erklärt: alle Par-
teien, die das Ultimatum unterzeichnet haben, dürften ſich nicht
beſchweren über die neuen Schwierigkeiten und Finanzkalami-
täten, die durch das Ultimatum unvermeidbar geworden ſeien.

Will er, daß die Gemeinden mitWas will Herr Katz eigentlich iden tihren Steuerorganen warten, bis die Räterepublik eingeführt iſt?
Herr Katz entrüſtet ſich hier über die Sipo und warf unbeküm-

metrt Sipo, Orgeſch, Ortsſchutz und was es ſonſt noch alles gibt,
in einen Topf zuſammen. Das iſt ein Unſinn. Wir wollen aber
hier vornehmlich gegen dieſe Verunglimpfung der Sipo proteſtie-
ren. Herr Katz erlaubte ſich allerlei logiſche Purzelbäume. Bald
erklärt er, es ſei ſo ſicher wie zwei mal zwei vier ſei, daß Deutſch
land zuſammenbreche, und dann ſtellt er Reformanträge! Bald
erklärt er das Parlament für ein Heerlager der Feinde, von dem
nichts zu erwarten ſei, und dann tobt er gegen dieſes Parlament,
wenn die abſichtlich maßlos geſtellten Forderungen ſicher Anklang
finden. Noch einmal: die Gemeinden können nicht warten, bis
das Allheilmittel des Herrn Katz, das gebe Wunder der Räte-
republik eingetreten iſt. Beifall b. d. Soz.)

Nach einer längeren Geſchäftsordnungsdebatte über den kom
muniſtiſchen Antrag, den Bericht über die Vorgänge in
Mitteldeutſchland auf die Tagesordnung zu ſtellen, der
gegen die Stimmen der drei l e Parteien abgelehntvertagte ſich das Haus auf Mittwoch 12 Uhr. Schluß
6 U

7

Der Geſchäftsordnungs- Ausſchuß des Preußiſchen Landtages

beendete geſtern die erſte Leſung der neuen Geſchäftsordnung.
Es wurde eine Reihe bemerkenswerter Beſchlüſſe gefaßt.
Neu eingefügt wurden die Beſtimmungen über die Wahl des
Miniſterpräſidenten die denjenigen über die
Wahl des Landtagspräſidenten analog geſtaltet ſind. Für
beide Fälle ſoll in Zukunft die Wahl mit verdeckten Stimm-
zetteln erfolgen. Die Zahl der ſtändigen Ausſchüſſe wurde
vermehrt durch endgültige Aufnahme eines Ausſchuſſes zur
Wahcenehmung der Verkehrsintereſſen und eines ſtändigen
Beamtenausſchuſſes. Einem Antrag, einen ſolchen ſtändigen
Ausſchuß auch für ſozialpolitiſche Angelegenheiten einzu
ſetzen, wurde aus Zweckmäßigkeitsgründen nicht zuge-
ſtimmt, weil mit Rückſicht auf die bereits beſtehenden Aus-
ſchüſſe die Abgrenzung der Zuſtändigkeit ſchwer zu treffen
ſei. Aus demſelben Geſichtspunkt wurde ein ſtändiger Aus-
ſchuß für das Verkehrsweſen abgelehnt. Der Ausſchuß war
ferner der Anſicht, däß dem Präſidenten größere
Macht mittel zur Verfügung geſtellt werden müſſen,
um die Ordnung und Ruhe im Hauſe beſſer aufrecht er-
halten zu können. Die Fraktionen ſollen dazu noch Stellung
e Es wurde der Vorſchlag gemacht, ſich mit Diäten-
entziehung für ſolche Abgeordnete zu helfen, die wieder-
olt trotz Warnungen und ſonſtiger Maßnahmen des Prä-
identen die Ordnung des Hauſes ſtören.

Die zweite Beratung über die Geſchäftsordnung wird
am Donnerstag beginnen.

Rückzug der Polen!
Nach Blättermeldungen aus Oppeln beginnen die Polen

fich im Kreiſe Groß-Strehlitz zurückzuziehen. Sie zerſtören
planmäßig das geräumte Gebiet. Der Reſt des von ihnen
angezündeten Schloſſes Stubendorf und die zum Gute ge-
hörige Brennerei ſowie die Kalkwerke in Groß-Stein wurden
von ihnen geſprengt. Der Koſeler Oderhafen iſt nach zu
verläſſigen Nachrichten vollſtändig unterminiert und ſoll
bei einem weiteren Rückzug der Polen geſprengt werden.

Gleiwitz, 1. Juni. (L. A.) Jn Peiskretſcham explo-
dierte die Lokomotive eines polniſchen Panzerzuges, die von
einem Warſchauer Lokomotivführer bedient wurde, der
ſcheinbar mit dem Mechanismus nicht vertraut war. Der
Lokomotivführer wurde ſchwer verbrannt.

Berlin, 1. Juni. Der Kommandant des deutſchen
Selbſtſchutzes in Oberſchleſien wurde von einer inker-

eputation aus Oppeln aufgefordert, den Selbſt-
ſchutz aufzulöſen und zu entwaffnen. Ferner ſchlug ſie
die Einrichtung einer durch Engländer zu beſetzenden neu-
ttalen Zone vor. Die Vertretung der oberſchleſiſchen Par-
teien und Gewerkſchaften lehnte das Anſitrnen ab,
ebenſo das Projekt der Dreiteilung Oberſchleſiens.

Mit vollen Segeln in den Kapitalismus.
Reval, 31. Mai. Lenin beabſichtigt laut Nachrichten

e Sowjetrußland eine Reihe von Dekreken über die Zu-
rückgade der Fabriken und Unternhmungen mit weniger als
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300 Arbeitern an ihre Beſther erlaſſen. Die Einnahmen
ſollen durch den Staat kontrolliert werden. Ferner wird
beabſichtigt, alle örtlichen Verwaltungsbehörden dem Volks-
kommiſſariat des Jnnern und alle Tſchrewytſchaikas (außer-
ſache Kommiſſionen) dem oberſten Tribunal zu unter

ellen.

Rumänien und die BVolſchewiſten.
Reval, 31. Mai. Die Volkskommiſſare für auswärtige

Angelegenheiten Sowjetrußlands und der Ukraine haben
bei der rumäniſchen Regierung gegen die Fortſetzung feind-
licher Handlungen rumäniſcher Truppen in Beßarabien
gegen ruſſiſche und ukrainiſche Truppen proteſtiert. Am
11. Mai hat bei Mohilew-Podolstk rumäniſche Artillerie
über den Dnjeſtr auf ruſſiſche und ukrainiſche Truppen
gefeuert.

Eine britiſch-türkiſche Verwicklung?
London, 31. Mai. Hier iſt eine Beſtätigung der Nach-

richt eingetroſfen, daß die Regierung von Angora einen
Jnder britiſcher Staatsangehörigkeit wegen Spionage hat
hin richten laſſen. Ferner hat die Regierung von Angora,
die nicht nur ihre Verpflichtungen betreffs der Freilaſſung
der britiſchen Kriegsgefangenen ablehnt, ſich auch geweigert,
den britiſchen Schiffen zu geſtatten, die Häfen von Anatolienzu benutzen. Reuter veröffentlicht eine Mitteilung, die be

ſagt, die britiſche Regierung beabſichtigte energi Maß
nahmen zu ergreifen, da ſie eine ſolche Verletzung des in
London von den Delegierten von Angora unterzeichneten
Abkommens nicht dulden wolle.

Rullzen.
Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz. Der g.

für das Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz nahm am ntag 82
in der Faſſung der Regierungsvorlage an. Der 82 bringt
zum Ausdruck, daß künftig die Jugendwohlfahrtsbehörden
(Jugendamt, Landesjugendamt, Reichsjugendamt) Organe
der öffentlichen Jugendhilfe ſind. Die Abſtimmung über die
88 3 und 4 wurde nach längerer Debatte ausgeſetzt und die
Vertagung beſchloſſen.

Ein Reichstagsabgeordneter verſchleppt. Der deutſch
nationale Abgeordnete Hartmann, leitender Arzt des
nappſchaftslazaretts Königshütte, iſt von den Polen ge-
ungenengenommen und nach unbekanntem Orte verſchleppt

worden. Es handelt ſich um einen 65 W alten Herrn.
Der Reichspräſident hat, wie wir hören, bereits über das
Auswärtige Amt Schritte getroffen, um die Jnteralliierte
Kommiſſion zur Ermittlung und Befreiung des Abgeord-
neten zu veranlaſſen.

mWm—)

Neueſte Nuchcinten und Zelegtamnme.

Der Niederſchleſiſche Bergarbeiterſtreik.

Breslau, 1. Juni. (V. 3) Jm Waldenburger Ve-
zirk ſind außer den freien Gewerkſchaften auch die chriſit-
lichen und vie Hirſch-Dunckerſchen Gewerkſchaften in den
Streik getreten. Jn J mitteldeutſchen Städten
ſteht die Einſtellung der Gasverſorgung bevor, da die Oefen
infolge Kohlenmangels niedergebrannt ſind. Eine zum
Reichsarbeitsminiſterium entſandte Abordnung der Bergar-
beiter iſt ohne Ergebnis zurückgekehrt.

Aerzteſtreik in Wien.
Wien, 1. Juni. Geſtern mittag 12 Uhr trat die Aerzte-

ſchaft ganz Oeſterreichs in einem fünfſtündigen Streik als
Proteſtkundgebung gegen eine Anzahl in letzter Zeit er-
laſſene Geſetze und Verfügungen auf dem Gebiet der Heil-
kunde, in denen die Aerzte eine Bevorzugung des Kur-
pfuſchertums zum Schaden der Volksgeſundheit erblicken und
ſich in ihrem Beruf und ihrer ſozialen Stellung zurücge-
ſetzt und ſchwer geſchädigt fühlen.

Die Franzoſen rücken ab.

Düſſeldorf, 1. Juni. (Priv.-Tel.) Seit vorgeſtern
rücken zahlreiche franzöſiſche Truppen aus dem Düſſeldorfer
Brückenkopf ab, jedoch deutet noch nichts auf eine völlige
Räumung des infolge der Sanktionen beſetzten Gebietes hin,

Zum Streik in Norwegen.
Kriſtianiaä, 1. Juni. Vei den rigen Verhand

lungen betreffend den Maſchiniſtenkonflikt einigte man
ſich dahin, den Reederverband zu erſuchen, baldmöglichft
Verhandlungen mit der Matroſen- und Heiternnien auf-
zunehmen. Die Verhandlungen zwiſchen den Arbeitgeber-
verein und dem Maſchiniſtenverband ſollen Donnerstag
nachmittag fortgeſetzt werden. Es wird erwartet, daß die
Verhandlungen des Reederverbandes mit der Matroſen-
und Heiterunion heute beginnen werden.

e e

Wladiwoſtok erobert.
London, 1l. Juni. Wie aus Tokio gemeldet wird,haben bot chewülenfeindlige Streitkräfte unter
General Kappel Wladiwoſtok kampflos eingenommen.

wurde dieſes Zeichen für
Apotheker Rich. Branöts Schweizerpillen (Fbführpillen)

als Schutzmarke eingetragen. Vor Nachahmung wird gewarnt.
A.G. vorm. Apotheker Richard Brandt., Schaffhauſen (Schweiz)

und Singen a. Hohentwiel (BVaden
a a

T a

BVerantwortlich: Für Polink, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches u. Feuilletor
Willi Lanzke; Für „Halle- Saalkreis u. Provinz und den übrigen redak-
tionellen Teil Karl Garbe; für die Inſerate Wilhelm Her zig; ſämtliche in
Halle. Druck und Verlag der Volksſtiinme G. m. b. H. zu e. Gt. Ulrichſtr. 27.

Werbt neue Leſer für Cuer Blutt!
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Modernes Theater
unEin grosses Spezialitäten-

Programm.

Die besten Kunstkräfte Varieteé
und Cadarett“.

r

Je sbuntebinne

Vornehme Künstlerspiele.

fb heute, den 1. Junl 1921

Gast- Gast-Sir ans Schuch vie
der populärste ſomiker Leipzigs,

ausserdem:
Curt Speyer Satanos Duo

Frudessa Arzdorf
und die übrigen Attraktionen des voll-

stäncig neuen

Aehn- 9.70
Wargarine. ſtetsfriſch 1 Pfd. 9.50, 9.30, 9.00 7.50 M.
Nargarine-Nuſß; Butter 1 Pfd. 9.50 m.

reine Pfllanzenbutter
Cafe feinſten 1 Pfd. 9.00 Mk.neis, VNangoon-BVolreis l Pfd. 3.00. 2.65 Mk.
Reis, Rangoon-Bruch, groß. 1 Pfd. 2.30 Wk.
Beige Bohnen 1Pſd. 2.25, 1.80, 1.20 W.Hirſe, geſchätt. 1 Pfd. 3.00, 2.70 Wk,

ßer Gries 1 Pid. 2.60 Mk.Rübenjaft. dick und füß 1 Pfd. 2.80 Wk.
Syrup. brauner Pfd. 2.50 Wk,Hienbeerſaft mit Zucker Fl. 10.00 Mk.Kartoffelmehl. ſeines 1 Pfd. 3.20 Mk

Reine 1 Doppelſtcit. 250 g 2.69, 2.40 Mk.

Porne gi d 1 500 5,00 Mk.9 8 8 I großer Riegel 10.40 Mk.
Pa. erpſt. Soda 1 Pid. o. 65 Mka. Veis-Stärhe 1 Pfd. 7.60 Mk.Pa. Rais- Stärke. 1 Pfd. 5.60 Mk-
r Bei größerer Abnahme Borzugspreiſe. i

Louis Eisfeld
Vrüderſirase 25. qm Markt.

Hiermit zur gefl. Kenntnis, daß ich das
seit langen Jahren bestehende
8 Wagenführer'sche Kolonialwaren-,

beschäfty- Eröffnung

Reiistrasse 36
nach vollständiger Renovierung unter der Firma

(abenogittelhaus Hort

am Donnerstag, den 2. juni, wieder erötfnen
werde. Mein Bestreben wird sein, nur gute

J Waren zu h Preisen der werten Kund-schaft zu verabfolgen.
Hochechtungs voll

Theodor Borth.
Für Kinder u. Gartenfeſte
Laternen, Fackeln, T
ichief;vögel, Geſchenk-, erloſungss u. viele an

Feſtabzeichen
ESirlanden,

rationen aller Art, Will kommen Schilder
billigſt wie bekannt bei

Paul Lange,neben Apollo Merſeburgerſtr. 168, nähe Riebeckplatz
Telefon 3477.

Sonntags geſchloſſen.
ren und Goldreparaturen

gewissenh. persönl. Ausführung.
Billigste Preisberechnung.

Hermann Roch, Uhrmacher,
Gelegenheitskäufe in
Ubren a. Goldw. billig

papsi, Kaiser

Sozialdemokratie
in ihren Friedensbemühungen

im Sommer 1917.
von

Philipp Scheidemann,
Preis 5.00 Mark.

Suchhandlung
chstrasse 27.

Kupfer
Rotguss
Messing

v BleiAv W Zinkr ZinnW d alle Sorten
h Eisen.W oder auf Wunsch

freie
ew Abholung

V e

Telefon 4363. a

Für Sänger- e

Garten und Saal
dokorationen

ſotid Ausführ. zu normalen
Peeiſen H. Lerner,

Uhren Reparatur Werkſtatt
Große Steinſtraße 865.
(gegenſüber B 4

mm

1687

Vernickeln,
Erneuern

von enſtänden
jeder Art führt aus

Ferd. Haassenglier,
Metallwarenfabrik, Bar
füßerſtr. 9. Telefon 1196.

S Gegründet 1839. 2

ſtäbe, Abſchießſterne, Ab
dere Anzugſtoffe v. 60. an

Artisel, Tanzkonteroller, Tanzblumen, Tanzband,
Ei und DGarderobenblocks,

ähnuchen Garten und Saaldeko-

Volksstimme.

55 re T rer Wed 9 v a n r f W c W. 5 8Wer nicht wagt, der nicht gewinnt,

Wer nicht im Schuhhof kauft, ist blincd
jedermann kauft bei mir unstreitlich am billigsten.
Wir bringen gute Qualitäts Schuhwaren
zu enorm billigen Preisen zum Verkauf.

Spaugen- lackschuh

Einige Beispiele:

Damen Stiefel Kinder StiefelHerren Stiefel

breun bpraun pbraun schicke aFasson 130. Lack210. S 190. 110.190. 175. 90. h

Besichtigen Sie unsere Schaufenster! Veberzeugung macht wahr!

NeumarktstrasseSchuhhof, lalle S,
Reparaturen werden billigst ausgeführt.

Achtung Grudeöfenin allen und Auslieferbar
Domkegabrit We Blecharbeiten.

Sommersprossen!!! versehwinden!
Auf welche einfache Weise teilt Leidensgenossen
unentgeltlich mit Frau Ellsabeth Frucht, Han-

Barchend gl. u. geſtr. nover 52, Schliesslach 238.
13.50 12.00 9.50Perkal, Zephir 4 Leder-Sohlen Halle a. S. Taubenſtr. 9.

16.50 15.50 14.40 13.50 in großer Auswahl, Paar von Mk. 8, an
Sohl-LedoerDirndlſtoffe, Satins

Chevoits, Popeline in Hälften Kroupons Hälſe und Seiten zu ſehr
billigen Preiſen Anzüge Kleid ſfe,Serge. Leoderabfätlo Bettbezüge,Reſter billigſt. ſowie ſämtliche Schuhbedarfsartikel billigſt. Ver Hemden, DamensBein

Kein Laden. kauf an l W 72 Beſichti kleider, Schürzen.
gung ohne Kaufzwang erbeten.Helmut Hartmann, u Spiel Lall Haena

Landwehrſtr. 11, I. Etg. Ludwig Wu L Alte Promenade 35,1.

Waren Sie schon in meinem

Stofflager
Der weiteste Weg lohnt sich, denn Sie sparen Geld
Anzug und Kostümstoffe 453 bener Suanaer-

Anzug la Stoff, I 120 M. I.
Kommen, sehen, staunen!

Leo Wessner, icolaistrasse 6 (Händelpark).

ſSalem 30 dick

ſRuundurger Volöbuchhandlung

sowie die beiden vorzüglichen
u. sehr beliebten Spezialmarken

LETA u. L 0 h 30
erner stets Lager

Arco. Haus Neuerburg-
Astoria. WVasall. Tandu.Batschari. Waldorf-

Mal Rah. Renner Gold Sport. FEcksteln etc.
Originaltabrik mit Skonto!

Sonderangehbot:

en
aus goldgelben orientalischen Tabaken

m le 170 1. 200
Ganz besonders preiswert

Nur solange Vorrat reicht
t Pozten Zigaretten 3325. 175
30 Pf.-Banderole per Mille MK.
Kautabak!! Oniginal Horäbäozer Vare!

zum Original-Fabrikpreis stets frisch von
B. L. Hanewacker und

Grimm Triepel
Schwarzer Rrauser Ia Qualität Pfd. 25. Mk.Zigarren II ſewallſet Au5val,

stets vorteilhaſte Angebote, daher
Lagerbesuch unbedingt lohnend!

Unareterpapler un Hen nes Preise

Julius Loeb
Engrorä rig Halle a. S.

Mauerstr. am Franckeplatz
Telephon 4721.

Wanzen Brutvertilgtrestlios nur Kammerjsger Berg's Nicodaal.
Erfolg verblüffend. C n Dankschreib

Von raBeste Zeit zur Brutvernichtung.
Erhältlich in allen Drogerien und Apotheken und bei:

Karl Kuhnt, Gr. Ulrichstraße 5
onst portofrei bei Hermann G. Groesel, Berlin,

Königgraätzerstraße 49.

Marienſtraße Tel. 263
empfiehlt

Partei und and. volit. Literatur

Klaſſikler Romaue
Zeitſchriften
Schulartikel
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Halle, Mittwoch, 1. Juni 1921.

Partel- Angelegenheiten

Arbeiter-Jugend. Heute abend bei WilsdoMuſikprobe, anſchließend Leſeprobe. Zahlreiches irre

wartet Der Vorſtand.Diſtrikt 8 und 8 a. Unſere Diſtriktsverſammlung findet Mitt
woch, den 8. Juni in der „Bernhardyhalle“ ſtatt. Der Wichtigkeit
halber wird um rege Beteiligung gebeten.

Die Diſtriktsführer.
Funktionärſitzung. D t beGeſelſchaftohauge onners ag abend 8 Whr in Wilesdorſs

F r ÄQS„qüZ—-f[7ccckCdvalle-sdllſreis
Halle, 1. Juni 1921.

Der neue Reichsſchulgeſetzentwurf iſt reaktionär.
Ans ſchreibt ein Lehrer:
Der Widerſtand gegen dieſen reaktionären Entwurf be

ginnt ſich allerorts zu regen. Es wird aber auch die höchſte Zeit.
Denn er zerſtört alles, wäs bis jetzt am Bau der Einheitsſchule
durch Einrichtung der allgemeinen Grundſchule begonnen iſt. Um
die verſchiedenen Anhänger der Weltanſchauungen und Anhänger
der Konfeſſionen zu befriedigen, wird jedem etwas hingehalten:
Die Konfeſſions-, die Simultan-, die neutrale weltliche-, die reli-
gionsloſe Weltanſchauungsſchule. Dabei wird nicht gefragt, was
nun aus dem Ganzen wird? Der Entwurf iſt die Auswirkung
des unglückſeligen Art. 146, Abſ. 2. Wen dieſer Entwurf wirklich
Geſetz wird, iſt die allgemeine Volksſchule für immer
zertrümmert. Da jedes Bekenntnis und jede Weltanſchauung das
Recht auf eigne Schulen hat, wird es künftig lutheriſche, refor
mierte, römiſch- und griechiſch-katholiſche, iſraelitiſche, moniſtiſche,
freidenkeriſche, buddiſtiſche, theoſophiſche u. a. Schulen von Staats
wegen geben. Und dieſes neue Monſtrum nennt ſich ſtolz „Einheits-
ſchule.“ Nicht genug, daß unſer Volk bereits wie kein anderes ge
trennt iſt, durch konfeſſionelle und ſoziale Gegenſätze, daß ſich die
Volksteile unverſtanden, ja ſogar feindlich gegenüberſtehen, jetzt
ſoll ſogar ſchon die Jugend vom 6. Jahre ab parzelliert werden.
in Kind ſoll aber doch hineinerzogen werden in die große Volks
und Menſchheitsgemeinſchaft. Auf dem Toleranzgedanken muß
eine Schulorganiſation aufgebaut ſein, das iſt nur möglich in der
für alle obligatoriſchen deutſchen Gemeinſchaftsſchule. Der neue
Entwurf in ſeiner Annahme, bedeutet in Deutſchland den Sieg des
Konfeſſionalismus über den Staats und Gemeinſchaftsgedanken,
der Sieg der Konfeſſion über den Staat. Obgleich Kinderland
heiliges Land iſt, werden die Schüler ſchon in früheſter Jugend von
einander geriſſen, dadurch entfremdet und in die Gegenſätze hinein
erzogen, damit ſie ſich ſpäter als Erwachſene überhaupt nicht mehr
verſtehen. Der Schulkampf mit ſeiner zerſplitternden Tendenz
wird zu einer dauernden Einrichtung der Gemeinden werden, die
Familien fortgeſetzt beunruhigend. Die hier und da entſtehenden,
wenig gegliederten Zwergſchulen, werden die Leiſtungen ſehr
herabdrücken. Schließlich kann die neue unheilvolle Neuorgani-
ſation nicht ohne hemmenden und lähmenden Einfluß ſein für die
längſt geplante, leider noch immer nicht in Angriff genommene
moderne Ausbildung der Lehrer. Darum Eltern, Erzieher, Eltern-
beiräte, Körperſchaften in Gemeinde und Staat, erhebt flammen-
den Proteſt gegen die Zerſchlagung des Einheitsſchulgedankens.
In dieſer Form darf der Entwurf nicht Geſetz werden. Die beiden
Rechtsparteien und das Zentrum werden ſich mit aller Kraft ein
ſetzen, für die orthodoxe Konfeſſionsſchule, die Demokraten für die
Simultanſchule, die immerhin ein kleiner Fortſchritt wäre. Für
uns Sozialiſten muß die Parole heißen: Weltliche Schule.

Sondergericht.

Jntereſſante Vertagungsfälle.

Als die kommuniſtiſche Kampfzentrale in der Reil-
ſtraße ausgehoben wurde, fand man eine Menge von Doku-
menten und Papieren, die zahlreiche Perſonen, von denen

Beilage zur Volksſtimme.
an bislang nur wenig über ihre kommuniſtiſche Tätigkeit wußte,

belaſteten. Aehnlich erging es dem Schioſſer Kurt Lehnert
aus Halle, der bis zum Ausbruch des Putſches Betriebsrats-
vorſitzender bei der Maſchinenfabrik Wegelin
Hübner war und ſich geſtern vor dem Sondergericht verant
worten ſollte.

Man hatte den beiden Leuten aus der Zentrale, die nachher
auf der Flucht erſchoſſen wurden, eine mit drei Namen be
ſchriebene Liſte abgenommen, auf der die für eine Art Zentral
leitung des Putſches im Besirk Halle in Ausſicht genommenen
Perſönlichkeiten ver merkt waren. Darunter auch Lehnert.

Nun behauptet aber der Angeklagte, daß er ohne ſein Wiſſen
auf dieſe ihm bisher völlig unbekannte Liſte gekommen ſei und daß
er ſich überhaupt nicht könne, wie die Zentrale gerade
ihn an einen exponierten Poſten habe ſtellen wollen, da er doch
in der Partei eine ziemlich unbedeutende Rolle geſpielt habe.

Da überdies Zweck und Ziel der fraglichen Liſte noch nicht
geklärt ſind, und die Angaben des Angeklagten noch auf ihre
Richtigkeit geprüft werden müſſſen, l das Gericht Ver-
tagung. wurde der Angeklagte in Haft behalten.
(Warum?! D. B.

Mit einem wenn nicht geiſteskranken, ſo doch mindeſtens
chwachſinnigen Menſchen hatte es das Gericht in der
erſon des 22jährigen Paul Hauk aus Holzweißig zu tun. Er
at den ganzen Zug nach Beeſenſtedt mitgema t, erinnert ſich

aber nicht der rig Einzelheiten. Die beiden Sachver-
tändigen Dr. Gihſecke und Prof. Schul z ſagen aus, daß der
ngeklagte der den Blick fortwährend wie in wachem Schlafe

auf die Zimmerdecke richtet früher an Veitstanz und evi-
leptiſchen Anfällen anderer Art gelitten habe. Krämpfe
leichter Art ſind jetzt noch zu beobachten. Trotzdem hält ihn Herr
Profeſſor Schulz für zurechnungsfähig. Die Tatſache, daß der An
geklagte nur 3 Jahreszeiten und 6 Wochentage kennen vill, er
klärt dieſer Sachverſtändige für Simulation.

Auch in dieſer Strafſache gelangt der Gerichtshof zur Ver
tagung, da bei dem harten Abſtreiten des Angeklagten erneute,
eingehende Beweisaufnahme notwendig iſt.

Der r Ortsgruppenvorſitzende und Lagerhalter
Paul Röber aus Löbejün ſoll in einer Verſammlung zum be-
waffneten Kampfe aufgereizt haben. Doch kann er ſein Alibi
erbringen. Er hat den Landtagsabg. Redakteur Kilian bei
einer Gedächtnisfeier in Wettin getroffen. Da ihm dieſer erklärte,
daß der Putſch mißlungen und jedes weitere Blutver-
gießen unnütz ſei, habe er auch in Löbejün dieſer Meinung
Ausdruck gegeben. Der zufällig am Preſſetiſch anweſende Herr
Kilian kann dieſe Ausſage beſtätigen, ebenſo Herr Bürger
meiſter Anſch witz von Löbejün. Darauf wird Röber mit zwei
Genoſſen, denen dasſelbe zur Laſt gelegt wurde, freigeſprochen.

Aufgaben und Zuſammenſetzung der Verſorgungs
behörden.

Den Hauptverſoraungsämtern und liegtdie Durchführung der Verſorgung der ehemaligen Militärperſonen
und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung auf Grund des
Reichsverſorgungsgeſetzes vom 12. Mai 1920 und der älteren Ver-

im Verwaltungsverfahren ob. Die Hauptver-
orgungsämter und die Marineverſorgungsämter Kiel und Wil-
helmshaven 5 dem Reichsarbeitsminiſterium unmittelbar, die
übrigen Verſorgungsämter den betreffenden Hauptverſorgungs-
ämtern unterſtellt. Die Hauptverſorgungsämter S höhere
Reichsbehörden. Hauptverſorgungsämter befinden ſich in folgen
den Orten: Berlin (Hauptverſorgungsämter Berlin und der Pro-
vinz Brandenburg), Königsberg i. Pr., Stettin, Magdeburg, Lieg-
nitz, Breslau, Münſter, Coblenz, Altona, Hannover, Caſſel, Dres
den, Stuttgart, Karlsruhe, Gera, Deſſau, Danszig, Frankfurt a. M.,
Leipsig, Allenſtein, Saarbrücken, München, Würzburg und Nürn-
berg. Zum Bereiche des Hauptverſorgungsamtes Magdeburg ge
hören die Verſorgungsämter Altenburg, Aſchersleben, Bernburg,
Bitterfeld, Burg, Deſſau, Eisleben, Halberſtadt, Halle a. S

Torgau und Weißenfels a. S. Die Hauptverſorgungsämter ſind
zuſtändig für die Entſcheidung in allen Angelegenheiten der Kapi-
talabfindung, für die Umanerkennung der Kriegsbeſchädigten und
Kriegshinterbliebenen nach dem Reichsverſorgungsgeſetz vom
12. Mai 1920, die erſtwalige Feſtſtellung von Hinterbliebenen
gebührniſſen, die ſich auf einen vor dem 1. 4. 20 eingetretenen
Todesfall ſtützen und die Berufungs- und Rekursangelegenheiten.
Für die n und Entſcheidung aller übrigen Verſorgungs
angelegenheiten ſind die Verſorgungsämter zuſtändig.

Verſorgung auf Grund des Reichsverſorgungsgeſetzes und der
bisherigen Vorſchriften wird nur auf Antrag gewährt. Für
die Umanerkennung, die von Amtswegen erfolgt, bedarf es aber
eines Antrages nicht. Die Anträge ſind ſchriftlich oder mündlich
zu Protokoll bei dem örtlich zuſtändigen Verſorgungsamt zu ſtellen,

Kleines Feuilleton

Arthur Holitſcher drei Ronate in Sowjet Rußland.
Arthur Holitſcher folgte einer Einladung Radeks,

er fuhr im Auftrage eines bürgerlichen Konzerns „United
Preß“ nach Rußland und bereiſte dieſes Land Ende 1920. Als
Buchfrucht daraus: „Drei Monate in Sowjet-Ruß-
land Es rangiert auf derſelben Bahn wie Paquets „Jm
tommuniſtiſchen Rußland“ und den Schriften einiger
Engländer. Wo aber Paquet mit ſachlicher Achtungbetonung ſein
Werk entläßt, da beginnt ein Aufhorchen in der Darlegungen
Holitſchers; eine neue Melodie. Holitſcher gehörte im Kriege zu
den unvergeſſenen Vorkämpfern einer europäiſchen Friedensidee.
Er wurde beim Ausbruch der deutſchen Revolution eine aktive
Vibration, dieſer vordem im Weſen ſchüchterne, in Reiſebüchern
und Romanen eigentümlich verhaltene Schriftſteller ſprach urplötz
lich vor Tauſenden von Menſchen. Noch weiter geht die Entwick
lung: im neuen Buch ſieht ein Menſch wie Moſes durch kommende,
chaotiſche Schreckniſſe hindurch einen neuen Zuſtand der Menſchen
erde. Er muß ſolchem Erkennen im dunklen Schauder zuſtimmen,
willentlich und mit Ueberwindung alter Lebensrechte ahnt er den
Weg und die Bahn einer kommenden Menſchengeltung, einen
neuen Sinn im Geſchehen und einer endlichen Religioſität durch die
Gemeinſchaft.

Jn jedem ſeiner Vorträge, zuerſt in Berlin, am vergangenen
Freitag in Halle, ſchwingt im Unterton ſolche Gewißheit. Ein
lares, einfaches Wort: Ich bin Sozialiſt.“ Ausſprüche der Ab-
lehnung auf Bindung an eine Partei. Auch das Buch atmet den
zleichen Odem. Ein Ueberblicker ſozialer und wirtſchaftlicher Pro
bleme reiſt durch ein problematiſches Land. Sorgfältig wird Licht
und Schatten regiſtriert, werden notwendige und nicht notwendige
Mißſtände aufgedeckt, immer aber überwältigt ihn die nüchterne
und doch grandioſe Unbeirrbarkeit der führenden Bolſchewiki. Er
ſtellt ſich auf die JaSeite, trotzdem ſein europäiſch orientiertes
Herz nein ſagen möchte. Dabei ſieht er ungeheure Not, er wird
ſchwer verdächtigt, er ſieht das Aufkommen einer zyniſchen, in
ſeinen Auswirkungen unberechenbaren Sowjet-Bourgeoiſie, er weiß
Radek lächeln ob ſeines Erkenntnisdranges einer neuen Ethik,
er weiß von Fehlern in der Erxziehung, von gefährlichen Kon
zeſſionen, von üblen Exekutivelementen in der „Wetſcheka“
(Außerordentliche Kommiſſion). Er ſchreibt faſt anklägeriſch und

Magdeburg, Naumburg, Neuhaldensleben, Sangerhauſen, Stendal,
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auch wenn für die Entſcheidung das Hauptverſorgungsamt
zuſtändig iſt. Die Bearbeitung der zahlreichen Anträge und Um
anerkennungen erfolgt mit größtmöglichſter Beſchleunigung. Bei
der durch die Finanzlage des Reiches gebotenen Veſchränkung des
Perſonals auf das durchaus notwendige Maß und mit Rückſicht
auf die zahlreichen Rückfragen und Feſtſtellungen, die zur Klärung
des Sachverhalts in den einzelnen Fällen erforderlich ſind, liegt
es in der Natur der Sache, daß die Zuſtellung der Beſcheide in
vielen Fällen trotzdem längere Zeit in Anſpruch nimmt. Das
Hauptverſorgungsamt Magdeburg iſt in der ehe-
maligen Kaſerne Ravensberg, Ecke Kaiſer- und Landwehrſtraße,
untergebracht. An der Spitze des Hauptverſorgungsamtes Magde
burg ſteht Direktor Graf von Hertzberg.

Schulanfang für alle Schulen einheitlich!
Jn der letzten Sitzung des Schulausſchuſſes und der Schul

deputation einigte man ſich auf einen gemeinſamen Schulanfang
ſämtlicher Schularten, das heißt der höheren Knaben- und Mädchen
ſchulen, der Mittelſchulen und Volksſchulen. Es ſoll künftig im
Winter der Unterricht für die älteren Schüler um 8 Uhr, für
die jüngeren um 9 Uhr beginnen, im Sommer, der vom 15. April
bis Ende Auguſt gerechnet wird, um 7 bezw. um 8 Uhr.

Jm Winter beginnt der Unterricht für die älteren Schüler
um 8 Uhr, für die jüngeren um 9 Uhr. Die Monate Dezember
und Januar machen eine Ausnahme. Jn dieſer Zeit ſoll der
Schulunterricht für die älteren Schüler erſt um s Uhr 30 Mi-
nuten, für die jüngeren entſprechend ſpäter ſeinen Anfang
nehmen.

Jn den Sommermonaten vom 15. Mai (nicht April) bis
Ende Auguſt iſt der Schulbeginn auf 7 Uhr für die älteren
und 8 Uhr für die jüngeren Schüler feſtgeſetzt.

Dieſe neue Maßnahme wird vorausſichtlich in dieſem Winter
zum erſten Male in Kraft treten.

W

Die neuen Eiſenbahnfahrpreiſe gelten von heute ab.

Seit heute morgen, ab 12 Uhr iſt das Reiſen 30 Prozent teurer
geworden. Es gelten nun folgende Sätze: Für je 1 Kilometer
in der 1. Klaſſe 58,5 Pfg., in der 2. Klaſſe 32,5 Pfg., in der 3. Klaſſe
19,5 Pfg., in der 4. Klaſſe 13 Pfg., Militär (3. Klaſſe) 4 Pfg.,
Hunde 4 Pfg.

Zu dieſen Kilometereinheitsſätzen treten für D-Züge folgende
Schnellzugszuſchläge: für die erſte Zone auf eine Entfernung bis
75 Kilometer in der 1. und 2. Klaſſe 8 Mk., in der 3. Klaſſe 4 Mk.,
in der zweiten Zone (75 bis 150 Kilometer) 1. und 2. Klaſſe 16
Mark, in der 3. Klaſſe 8 Mark, und in der dritten Zone (über 150
Kilometer) in der 1. und 2. Klaſſe 24 Mk., in der 3. Klaſſe 12 Mk.

Der Preis für Bettkarten (außer der entſprechenden Fahrkarte
eine Bettgebühr 1. Klaſſe 80 Mk., 2. Klaſſe 40 Mk. und eine Vor
merkgebühr von 6 bzw. 4 Mk. auf alle Entfernungen innerhalb
Deutſchlands) bleibt unverändert.

Tagesordnung für die außerordentliche Sitzung der Stadt
verordneten am Donnerstag, den 2. Juni 1921, nachmittags 4 Uhr.
Oeffentliche Sitzung. 1. Aenderung der Kartenſteuerordnung für
Pferderennen. 2. Notſtandsarbeiten.

Der StadtverordnetenVorſteher. Keil.
Jahrmarkt. Der nächſte Kram- und Viehmarkt findet lau

einer Verordnung des Magiſtrats vom 23.--24. Juni auf dem Roß
platz ſtatt.

Verbot der „Tribüne“. Auf Grund einer Verfügung des Ober-
präſidenten Hörſing iſt der Klaſſenkampferſatz, die kommuniſtiſche
„Tribüne“ auf drei Tage verboten worden. Das Verbot iſt in der
Verfügung damit begründet, daß die „Tribüne“ „in unzweideutiger
Weiſe zur Ergreifung der Waffen und zum Kampf gegen den Staat
aufgerufen hat.“

Poſtpakete nach Amerika. Von jetzt an ſind im unmittelbaren
Verkehr von und nach den Vereinigten Staaten von Amerika Poſt-
pakete bis zum Gewicht von 10 Kg. zu den gleichen allgemeinen
Verſendungsbedingungen wie bisher die Pakete im Gewicht bis
5 Kg. zugelaſſen. Die Beförderungsgebühr für Sendungen im Ge
wicht von über 5 bis 10 Kg. beträgt zurzeit 35 Mark.

klar bewußt: Es gibt Leute, die den Bolſchewiti den Vorwurf
machen, daß ſie mit einem ungeeigneten Volkskörper ein ſo radi-
kales Experiment gemacht hätten. Und es ſind nicht zuletzt die
aufrichtigen Sozialiſten, die dieſen Vorwurf erheben; denn ſie
befürchten beim Scheitern deſſen, was ſie das bolſchewiſtiſche Ex
periment nennen, ein weltweites Erſtarken des Kapitalismus und
eine Diskreditierung des ſozialiſtiſchen Gedankens auf unabſeh-
bare Zeit. Trotzdem und angefüllt von innerer Abwehr mancher
noch nicht zu rechtfertigenden Ungeheuerlichkeit ſteht Holitſcher, er
faßt von einer tief ſtrömenden Jdee, auf der JaSeite.

An Tatſachen bringt das Buch Neuartiges und eingehend
Weſentliches. Nach einem einleitenden Kapitel über Weſen der
Berichterſtattung über Rußland, wird die Arbeit und das Arbeits-
volk aufgeſucht. Man hört das Wort „Remont“, Symbol 'unge-
heuren Erſatzmangels an Maſchinenteilen; ein ziviliſatoriſcher
Tiefſtand erwächſt notwendig. Textilinduſtrien werden duxch-
gangen; die „Spez“, ein Beſtandteil der Sowjetbourgeoiſie, werden
beleuchtet; eine Abſchweifung verzeichnet die geringe Mitglieds-
zahl der kommuniſtiſchen Partei Rußlands. Der „Subotnik“,
eine ehemals freiwillige Arbeit für die Allgemeinheit iſt Zwang
geworden; man hat ihm ſeine ethiſche Unterlage genommen. Das
rote Heer. Eine Eindämmung Holitſchers Begeiſterung iſt am
Platze. Aber die ruſſiſche Propaganda ergoß ſich ſchon in Funk-
ſprüchen über das aufſtaunende Europa; ein Eindringen in den
Lehr und Schulbetrieb, neue Arten werden aufgerollt. Arbeits
ſchule, Proletkult und Künſte geben ein neues Blickfeld. Die ruſſi-
ſchen Jntellektuellen werden betont als Zwitter angeſehen, kaum
in Europa bekannte jüngere Schriftſteller, Remiſow, Bjaly,
BVruſſow, Kusmin gehören zu ihnen.
zwiſchen Pflicht und Eigengewiſſen. Dichter einer neuen Kollektiv
ſeele ſind Demian Bjedny und Michael Geraſimoff.
Jn den bildenden Künſten kann jeder ſchaffen, alle Richtungen,
einſchließlich des gutgemeinten Kitſches haben ein Daſeinsrecht.
Waſſili Kandinski wird übertrumpft. Der Name Tat-
lin wäre zu merken. Das Ballett ſteht in alter Blüte auf, von aus
übenden Künſtlern erwirkt ſich Schaljapin ein friſches Daſeins-
recht. Gott wurde von Lunatſcharski entthront, den Riten-
taumel der ruſſiſchen Gläubigen konnte er nicht vertilgen. Tol-
ſt o i s Geiſt polemiſiert, der ehemalige Kleinadlige Lenin hat
einen tieſen Klang im Volksmunde. Küſſen von Heiligen, Be
kreuzungen, unſteter Wandertrieb gehen mit dem roten Terror,
den unbeugſamen, fanatiſchen Männern um Lenin, einem
Maſſenheroismus trotz wirtſchaftlicher Rot ein Bild ruſſiſcher

Gorki pendelt

Gegenwart. Aus den Zentralen Petersburg und vor allem
Moskau aber gewittert magiſch und eigentümlich beklemmend
ein Wetterleuchten in die europäiſche Welt.

Brattskoven.
Tiere beim Jazz- Konzert. Einen überraſchend guten Muſik-

geſchmack zeigten die wilden Tiere des New Vorker Zoologiſchen
Gartens bei einem Verſuch, den Profeſſoren der Univerſität Co
lumbia jüngſt anſtellten. Die Gelehrten veranſtalteten nämlich,
um die Tierpſychologie zu ſtudieren, ein Jazz-Konzert für die
Affen, die Eisbären, die Wölfe, Löwen und Tiger des Zoo und be
obachteten auf das genaueſte die Wirkung, die dieſe in unſern
Tanzſälen ſo außerordentlich beliebte Muſik auf die Gemüter der
Tiere hervorrief. Aber die gefangenen „Kinder der Wildnis“
haben augenſcheinlich einen anderen Geſchmack als das moderne
Publikum. „Die Affen“, ſo beſagt eine Schilderung des „New York
Herald“, „fingen zwar ſofort an „Shimmy“ zu tanzen, aber nicht
aus Wohlgefallen über die Klänge des Orcheſters, ſondern um da
durch ihre Wut zu bezeigen.. Die Löwen, Tiger und Wölfe äußer-
ten durch große Unruhe, ſtarkes Brüllen und Fauchen ihre Ent
rüſtung über den Jazz. Die Aufregung der Tiere ſteigerte ſich
derart, daß das Konzert abgebrochen werden mußte, bevor noch
die Hälfte des Programmes zu Ende war.

Liter.
Sämmtliche hier angezeigte Bücher und Schriften können, wie überhaupt jede
andere Vuch, durch die Buchhandlung der „Volksſtimme“ Gr. Ulrichſtraße 27

bezogen werden.
Natur. Jlluſtrierte Halbmonatsſchrift für Naturfreunde. Aus

dem Jnhalt des ſoeben erſchienen Heftes 16 heben wir hervor:
Können ſich erworbene Eigenſchaften vererber,Von Prof. Dr. R. Demoll. Mit 2 Sbbildußgen Der Nean
dertalmenſch. Von Dr. Georg Arndt. Mit 7 Abbildungen.
Ueber bakterielle Ruhrerzeuger. Von Dr. Thiem.

Einen zeitgemäßen Schritt hat der weltbekannte Verlag von
F. A. Brockhaus in Leipzig getan. Jedermann kennt das Konver-
ſations-Lexikon, jeder benutzt es und lobt es. Aber was eigentlich
das zungenbrecheriſche Wort „Konverſations-Lexikon“ ſagen will,
tann der Laie kaum erraten Jetzt will Brockhaus den veralteten
Namen Konverſations-Lexikon ablegen! Er ſtrebt nach einer
neuen zeitgemäßen Bezeichnung, und, wie ſoeben aus Anzeigen
hervorgeht, ruft er in einem mit reichen Preiſen ausgeſtatteten
Wettbewerb alle Leſer zur Mitwirkung bei der Umbenennung
auf.



„Die gegenwärtige Wirtſchaftolage.“ Ueber dieſes Thema
ſprach am Montag in einer Frauen-Mitgliederverſammlung der
Genoſſe Wiegand. Der Referent ging beſonders auf das Ultima-
tum und auf die Annahme desſelben ein. Auch ſchilderte er uns
den Schaden, der Dwrch die eventuelle Nichtanahme des Ultima-
tums entſtanden wäre. Hierbei ging er ganz beſonders auf die
Veſetzung des Ruhrgebietes, dem Herzen Deutſchlands ein. Be
ſonders verſpüre man die Annahme des Ultimatums auf dem Wirt-
ſchaftsmarkte. Die Valuta ſtieg ſofort, aber das iſt uns nicht die
Hauptſache, ſondern das Geld muß erſt ſtabil werden, dann iſt es
auch möglich, dem Händler auf die Finger zu ſehen. Alsdann ſprach
der Referent über die Preisbildung. Jn der Diskuſſion wurde der
vorzügliche Vortrag von allen Genoſinnen unterſtrichen. Folgender
Antrag für die Reichsfrauenkonferenz fand einſtimmige Annahme:
Die ſozialdemokratiſchen Frauengruppen des Regierungsbezirks
Merſeburg erſuchen die Reichstags- und Landtagsfraktion, dahin
zu wirken, daß ſobald wie irgend möglich eine Neubearbeitung der
deutſchen Lehrdücher für alle Schulen vorgenommen wird. Die
Reichstags- und Landtagsfraktion wird erſucht, darauf hinzuwir-
ken, daß bei der Reufaſſung jeder Perſonenkult unterbleibt und
Gedichte, die unſerem pazifiſtiſchem Empfinden zuwider laufen, zu

entfernen ſind. L. II.Hunde an die Leine nehmen. Jn letzter Zeit iſt wieder häufi-
ger beobachtet worden, daß Hunde auf den Wegen innerhalb der
Promenaden und ſonſtigen gärtneriſchen Anlagen ohne die gehörige
Aufſicht frei umherlaufen. Auch ſind die Anpflanzungen ſchon
wiederholt durch aufſichtslos in ihnen umhertreibende Hunde be-
ſchädigt worden. Es wird daher darauf hingewieſen, daß nach der
Polizeiverordnung vom 15. Juni 1893 Hunde außerhalb des Ge-
höftes ihres Beſitzers ſtets in ausreichender Aufſicht gehalten wer-
den müſſen. Dieſe wird nur dann als genügend angeſehen, wenn
ein Begleiter vorhanden iſt, der den Hund in Ruf- und Sehweite
hält und ihn jederzeit zur Folgſamkeit nötigen kann. Jnnerhalb
der Anlagen ſind Hunde an einer höchſtens 1 Meter langen Leine
zu führen.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, abend 78 Uhr geht „Ariadne
auf Raxos“ von Richard Strauß in Szene. Donnerstag „Madame
Butterfln“. Am Freitag gelangt unter Spielleitung von Dr.
Edgar Groß das mythiſche Gedicht „Kain“ von Anton Wildgans
mit Joſef Krahé in der Titelrolle, Fritz Henſel (Abel), Hermann
Wedding (Adam), Helene Achterberg (Eva) zur Erſtaufführung.
Sonnabend wird die Operette „Drum prüfe, wer ſich ewig bindet“
(Don Pasquale) wiederholt. Sonntag nachmittag Volksvor-
ſtellung „Rotkäppchen“, Sonntag abend „Ariadne auf Naxos“.

Freie Volksbhühne Halle. Der Verſchwender. Anfang 728 Uhr.
Spieltage: J: Donnerstag, den 2. Juni, K: Sonnabend, den
4. Juni. Die Karten für das 8. und 9. Werk ſind bis 2. Juni in
den Besirksſtellen einzulöſen.

Strauß- Konzert. Ungeheure Menſchenmaſſen hatte geſtern
abend der Name Joh. Strauß in die Saalſchloßbrauerei gezogen,
ſehr zum Schaden unſeres Zoo, der am ſelben Tage ſein 20. Stif-
iungsfeſt feierte. Was wurde geboten? Jch glaube, der große

Teil des muſikverſtändigen Publikums, dasſich hen nen täuſchen ließ, iſt ſchwer enttäu
unbefriedigt von dannen gezogen. Das Konzert zeigte p recht, daß
der Dirigent allein nicht genügt, um das Konzert auf ein hohes
Riveau zu heben, beſonders dann nicht, wenn er, wie es geſtern
abend den Anſchein hatte, vollſtändi vug dirigieren will.
Der Kontalt zwiſchen Dirigenten und Orcheſter ging teilweiſe faſt
vol'ſtändig verloren. Nach einer guten Einleitung mit der Ouver-
türe zur Operette „Der Zigeunerbaron“ waren kaum wieder Lei
ſtungen zu verzeichnen, die über dem Durchſchnitt ſtanden. Die
Offendachſche Fantaſie aus der Oper „Hoffmanns Erxzählungen“ iſt
wohl kaum in Halle ſo ſchlecht vorgetragen worden, wie geſtern
abend. Beſonders die bekannte Stelle aus der Baccarole. Als
nun dei den „Dorfſchwalben“ der Dirigent ſeinen Stab zur Seite
legte und die Geige ergriff, war es vollends vorüber. Das Or
cheſter verlor teilweiſe den Takt vollſtändig. Herr Strauß machte
denn auch ſeiner Unzufriedenheit in einer ſehr wenig vornehmenWeiſe Luft. Der Mangel an h rächte ſich. Selbſt der Höhe-
punkt des Abends, der „Blütenkranz“ von Joh. Strauß, wies einen
Mißgriff auf, z. B. bei dem Auszug aus „Roſen aus dem Süden“.
Etwas über den Durchſchnitt erhob ſich außer dem einleitenden
Stück. die Fantaſie aus der Operette „Die Fledermaus von Joh.
Strauß und „Weaner Madeln“ von Ziehrer. m Großen u
Ganzen muß das Konzert als mißlungen angeſe en peryyn.

Tobias Buntſchuh.
U. T.-Lichtſpiele.

Die Jdee von dem kürzlich verſtorbenen Carl Haupt
mann iſt von dem gewandten däniſchen Regiſſeur Holga
Madſen zu einem tiefgründigen, faſt allzu düſterem Werke ver
dichtet worden. Eine gewaltige Macht, das Truſtkapital,
ſtreckt ſeine Arme nach einem Erfindergenie, dem Millionär und
Sonderling Tobias Buntſchuh aus, der nun großzügige
Kraftmaſchinen nicht dazu benutzen will, Tauſende von Arbeitern
brotlos zu machen und infolge ſeiner humanitären Geſinnung dem
Stahltruſte gefährlich zu werden droht.

Jn dieſes aktuelle Sujet iſt das intereſſante Charakter
bi 1d Buntſchuhs, eines von der Natur zum Krüppel geſtalte
ten, trotz allem Reichtum nach Liebe lechzendem und dennoch wie
der menſchenfreundlichen Kämpfers verquickt. Das erſehnte
Liebesglück bleibt dem Mißgeſtalteten verſagt, aber ſeiner
Miſſion gegen die Truſts können alle Manöver ſeiner Gegner nichts
anhaben.

Nach dieſem gedanklichen Höhenfluge mutet das „ſpannende“
Detektivſchauſpiel Ein Erpreſſertrik“ wie ein Kaltwaſſer
ſtrahl an. Es enthält auch nicht einen einzigen unwürdigen Ge
danken. Die „Großtat“ des Joe Dubs hätte jeder Kinobeſucher
ebenſo gut ausführen können. Solche Rowdyſpiele mögen gut ge-
weſen ſein, als man das Kino noch auf der Meſſe als Kurioſum
zeigte. Heute, wo der Film aufwärts ſtrebt, bedanken
wir uns für ſolche Mätzchen. Schade um die ſchöne Darſtellung,
die uns Ferdinand von Alten immer in ſo vornehmer Form
bietet. Es iſt wirklich künſtleriſche Kraftverſchwendung. Hr.

öchlimme Luzarettzuftände.

Fortſetzung aus der SonnabendNummer.)
Die Veröffentlichung dieſes Aufſatzes ſollte bereits kurz nach

Oſtern erfolgen. Das unterblieb jedoch damals, weil die Kranken
kurz vorher noch einmal mit neuen Hoffnungen erfüllt wurden.
Die Lazarettinſaſſen erfuhren an dem zur Veröffentlichung aus
erſehenen Tage, daß der neue Chefarzt, zu dem ſie Vertrauen ge-
wonnen haben, von ſich ſelbſt aus eine gründliche Reinigung und
geordnete Zuſtände herbeiführen wollte. Es lag ihnen nichts da-
ran, ohne zwingende Not die Oeffentlichkeit mit ihrem Schickſal zu
beſchäftigen. Sie ſahen fich zu ihrer Freude nicht getäuſcht; denn
bald begannen die Scheuerfrauen täglich in wochenlanger Arbeit
die Renovierung. Noch heute, nach ſieben Wochen, ſind die Frauen
täglich und unermüdlich bei dieſer Arbeit. Eine der Frauen ſagte
dem Einſender, daß nicht daran zu denken wäre, bei dieſem erſten
Male ſchon wieder Grund zu finden. Aber es war nun wenig-
ttens der Anfang und ein guter Wille zu ſehen. Kurz vor Pfing-
ſten dankten die Kranken dem Chefarzt für ſeine Hilfe und über-
reichten ihm als Ausdruck ihres Vertrauens den vorſtehenden
druckfertigen Artikel. Er äußerte nach dem Leſen ſeine Ueberein-
ſtimmung mit dieſer Kennzeichnung der Zuſtände und ſprach die
Hoffnung aus, allmählich wieder beſſere Verhältniſſe zu ſchaffen.
Aus all dem geht hervor, daß die Klagen der Kranken ganz berech-
tigt waren. Es hätte nun wohl eine Beruhigung eintreten können.
Die Kranken hofften und gaben ſich zufrieden. Die Veröffentlichung
unterblieb auf Veranlaſſung des jetzigen Einſenders. Jetzt aber
werden wir von neuem gezwungen, in der Oeffentlichkeit Schutz
zu ſuchen, weil die geſchilderten Verhältniſſe der Ausgang von
neuen, unerhört ſchlimmen Lazarettzuſtänden geworden ſind. Dieſe
ſind im Nachſtehenden geſchildert. Zu ihrem Verſtändnis ſei aber
auch das Folgende noch vorausgeſchickt. Den Anlaß zur Nieder-
ſchrift des vorſtehenden Artikels gab damals das Verhalten des
behandelnden Arztes, des Oberarztes Dr. Lange. Unter ſeiner
Tätigkeit, ſowie zur Zeit des früheren Chefarztes Dr. Nommel
und der jetzt noch behandelnden Aerzte Prof. Dr. Stieda und Prof.
Dr. Grund waren die geſchilderten Zuſtände entſtanden. Wir
baten Oberarzt Dr. L. damals, ehe wir überhaupt an eine Ver-
öffentlichung dachten, um ſeine Unterſtützung und Abhilfe. Kurz
angebunden und in barſchem Ton entgegnete unſer behandelnder
Arzt: „Das geht mich nichts an!“ und bequemte ſich erſt nach ein
dringlichem Zureden, die Zimmer möglichſt wöchentlich zweimal
aufwiſchen zu laſſen. Nachdem wir weitere Wochen warteten,
ohne daß eine nennenswerte Veränderung eingetreten war, ent
ſchloſſen wir uns endlich zur Abfaſſung des Zeitungsartikels, den
wir, wie erwähnt, durch das pflichtbewußte Einſchreiten des neuen
Chefarztes damals nicht veröffentlichten. Was aber das Ver-
tragen zu unſerm Chefarzt verhindert hatte, das wird nun durch
das weitere Verhalten des Dr. L. zu dem damaligen Beauftragten
der Kranken dem jetzigen Einſender, von neuem veranlaßt. Es
ermöglicht uns nicht, noch länger zu ſchweigen. Von neuem zwingt
er uns zu der Veröffentlichung; denn unter ſolchen Verhältniſſen
haben alle Lazarcttinſaſſen ſeeliſch zu leiden.

Der Einſender hat folgendes ſelbſt und unter Zeugen erlebt:
Nach mehrfachen Anzapfungen wegen meines damaligen Auf-

trages, erging ſich Dr. L. zwei Tage vor Pfingſten ohne jede Ver
anlaſſung gegen mich in ſchweren Kränkungen und Beleidigungen
Er warf mir bei meiner Bitte um Pfingſturlaub ohne jede Be
rechtigung in Gegenwart der Kameraden vor, ich hätte mir un-
befugt verſchiedene Aemter angemaßt und mich ihm gegenüber ſo
bezeichnet. Das tat er nachweisbar wider beſſeres Wiſſen. Als
ich mich gegen dieſe Angriffe verteidigte, behandelte er mich in
herabſetzendſter Art wie einen Schuljungen und Rekruten und be
hauptete, ich verdrehe ſeine Worte und lüge. Als ich mir das
energiſch verbat und verlangte, von ihm as anſtändiger Menſch

Verſammlung und verſchwand. Alle Anweſenden waren empört
über dieſes Betragen, und es wurde mir erklärt, daß nur meine
bekannte Ruhe Schlimmeres verhütet habe, andere hätten Dr. L.
zur Tür hinausgeworfen. So betrug ſich dieſer Arzt gegen einen
Kranken im Krankenſaal. Jch ſah mich genötigt, Herrn Reg.
Medizinalrat Dr. Schr., unſeren Chefarzt, um Genugtuung zu
bitten, ſagte ihm jedoch, von einer offiziellen Beſchwerde gegen
Dr. L. diesmal noch abzuſehen, weil ich ihm nicht ſchaden wolle.
Aber auch das iſt jetzt nicht mehr möglich.

Gegen einen anderen Kranken (Schm.) verging ſich Dr. L. vor
dem nicht beſſer. Schm. hatte in einer Kriegsbeſchädigtenver-
ſammlung die Zuſtände im Lazarett zur Sprache gebracht, Dr. L.
ſtellte ihn daraufhin im Lazarett zur Rede. Von dieſem Tage an
merkte Schm., ein ſchwerleidender Menſch, daß ſeine Entlaſſung
aus dem Lazarett mit Nachdeuck betrieben wurde. Nachdem er
Dr. L. darauf aufmerkſam gemacht hatte, verſuchte dieſer ihn mit
Ueberredungen zu beruhigen. Jn Gegenwart von Zeugen erklärte
er ihm, daß die Aerzte ihm nicht weiter helfen könnten und daß
er ja nach ſeiner Entlaſſung noch zum Berufswechſel das Um
ſchulergeld und ſeine Militärverſorgung erhalte. Schm. willigte
ſchließlich ein, und nach der Entſaſſung begutachtete Dr. L. ent
gegen den Feſtſtellungen früherer Aerzte und ſeinen eigenen Ver-
ſprechungen nun amtlich, daß Schm. zur Militärverſorgung nicht
berechtigt ſei und eine Kriegsdienſtentſchädigung nicht vorliege.
Schm. war alſo mit ſchwerem Leiden entlaſſen, berufs- und
mittellos geworden. Der Einſender dieſes Artikels hat auch bei
ſich ſelbſt beobachtet, daß Dr. L. ſeinem Vorgeſetzten, Prof. Dr. St.,
einen unwahren Krankheitsbericht gab. Gegen Dr. L. iſt im
ganzen Lazarett kein Vertrauen vorhanden, und allgemein, nicht
nur von den Kranken, wird über ſeine verletzende, rüchkſichtsloſe
Art geklagt. Jn dieſer Beziehung häufen ſich auch die Klagen
über einen anderen Arzt, Prof. Dr. Grund, der faſt nie einen Gruß
für die Kranken übrig hat, wohl aber viel unfreundliche barſche
Worte und ein ſtets finſteres Geſicht. Weiß Prof. Grund nicht,
daß das freundliche Auge des Arztes in der Seele des Kranken
warmer Sonnenſchein iſt, den der Kranke ſo nötig hat?

Nach dieſer kurzen Abſchweifung komme ich zurück zu meinem
Zuſammenſtoß mit Dr. L. im Krankenſaal. Gleich nach Pfingſten
wurde ich von Prof. Dr. Stieda, dem leitenden Arzt für chirurg.
Kranke zum Operationszimmer befohlen. Prof. Stiedag hat mich
im ganzen ungefähr innerhalb eines Vierteljahres zweimal
einige Sekunden flüchtig unterſucht. Das letzte Mal geſchah es
vor etwa drei Wochen, wobei er feſtſtellte, daß die Wunde nun im
Abheilen ſei. Trotzdem wurde mit dieſer Unterſuchung eine ſchwere
Maßregelung begründet.

Nach dem Vorfall mit Dr. L. zeigte Prof. St. nun plötzlich
ein außerordentliches Jntereſſe für mich, während er mich bis
dahin überhaupt nicht kannte. Der Befehl, zu ihm ins Operations
zimmer zu kommen, betraf nur mich. Hier befahl er mir ſofort für
die Zukunft ſtrenges Bettliegen, trotzdem er wiederum den guten
Fortſchritt der Heilung beſtätigen mußte. Auf meine Einwände
bemerkte er, darüber noch einmal mit Dr. L. ſprechen zu wollen.
Ich hatte ſofort den Eindruck, daß dieſer Befehl nicht im Zu
ſammenhang mit meinem Heilungsprozeß gegeben wurde. Schon

zwei Tage darauf wurde ich wieder zu ihm ins Büro gerufen, wo
auch Dr. L. und ein Schreiber anweſend waren. Prof Stieda be

fohl mir das Bettliegen von neuem in ſehr gereiztem Tone, und
es war mir ſofort klar, daß die beiden Herren kurz zuvor meine

Angelegenheiten beſprochen hatten, was ich auch Prof. St. gegen-
über zum Ausdruck brachte. Zum mindeſten muß Dr. L. Prof. St.
Abſicht betr. des Bettliegens gegen mich verſchärft haben. Jch
konnte den Zweck der Anordnung nicht erkennen.

Von neuem wendete ich gegen die Anordnung ein, daßbehandelt zu werden, Erklärte er. Wir Rnd in einer wolitilches h jGon I Jahre i Sett gelegen habe und da vit ger
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befohlen wurde, daß es von neuem nach langer ndlung
von tüchtigen Aerzten in der Klinik (Prof. Dr. Schmieden und
Privatdoz. Dr. Götze) angeordnet wurde und daß auch meine
Aerzte im Lazarett Eliſabeth-Krankenhaus I, die mich zuletzt
1 Jahr lang gewiſſenhaft behandelten, mit dem Ausgehen ein
verſtanden geweſen ſeien. Jch wies auch darauf hin, daß ſich meine
Wunde ja nicht verſchlechtere, ſondern erheblich verbeſſere. Alle
dieſe in großer Ruhe vorgetragenen Einwände beantwortete
Prof. St. ſchroff damit, daß er mich nicht mehr behandeln würde.
Um das Verbot des Aufſſtehens mir mitzuteilen, ließ mich Prof.
St. aber unbedenklich zweimal treppauf und ab ſteigen, obwohl
es der anweſende Dr. L. leicht bei der nächſten Viſite überbringen
konnte. Es kann alſo Prof. St. mit der angeblichen Schonung
durch Bettruhe auch nicht ernſt geweſen ſein.

Bei dieſer Gelegenheit hat mich Prof. St. noch ganz un
vermittelt in der niederträchtigſten Weiſe verhöhnt, indem er mir
zyniſch ſagte, ich laufe wohl an zwei Stöcken, um das Mitleid der
Menſchen zu erregen. Er beweiſt damit auch, daß er von meinem
Zuſtand keine Ahnung hat. Es kann einem Kranken nach dem
allen wohl kein Menſch zumuten, daß er ſich einer ſolchen Anord
nung, die nur als eine Maßregelung aufgefaßt werden kann, willig
fügt. Wir haben für die Freiheit gekämpft und viel gelitten, und
man darf uns nichts büßen laſſen, wo wir nichts verſchuldet haben.
Wir haben darum denſelben Anſpruch auf perſönliche Freiheit wie
jeder andere Menſch, wenn ſie unſerer Heilung nicht entgegenſteht.
Anordnungen, die ſich nicht auf die Heilbehandlung beziehen,
können wir keinen Gehorſam entgegenbringen. Nur das ärztliche
Gewiſſen kann über uns entſcheiden.

Wir laſſen uns von unſeren Aerzten nicht als letzte Kriegs
gefangene behandeln. Mitleid verlangen wir von Prof. St. ſo
wenig wie von anderen Menſchen; denn das Mitleid der Menſchen
iſt oft bitter für uns. Aber wir laſſen unſere Menſchenrechte nicht
mit Füßen treten, am wenigſten von ſolchen behandelnden
Aerzten. Will Prof. St. die Menſchen vom Anblick unſerer Leiden
auf der Straße befreien, dann mag er den Krüppeln ſein Luxus-
auto zur Verfügung ſtellen. Unerhört iſt ſein Hohn gegen einen
Verwundeten, der drei ſchwere Leidensjahre mit vielen Opera-
tionen im Lazarett zubringen mußte und nun für ſein ganzes
Leben einen ſchweren Schaden davonträgt. Weiß er nicht, daß die
Lazarettkranken ihre Geſundheit für die Allgemeinheit geopfert
haben? Kann er ſich nicht vorſtellen, was ein ſolcher Bett und
Hausarreſt für einen Kranken bedeutet, der 18 Jahre feſtgelegen
hat, darunter fünf Monate im Nagelſtreckverband? Wenn ihm
die Benutzung von zwei Stöcken unverſtändlich iſt, ſo mag er fich
einmal erkundigen, wie einem ſolchen Menſchen der kleinſte Fort-
ſchritt im freien Gebrauch ſeiner Glieder erfreut und wie auch die
Kameraden mit Jntereſſe und Freude in dem Krankenſaal daran
teilnehmen. Dazu, Herr Profeſſor, gehört freilich ein Herz, das
Sie auch ſelbſt einmal fühlend in den Krankenſaal führt und den
Kranken näherbringt. Aerzten aber, die ihre Kranken beſchimpfen
und verhöhnen, fehlt das Vertrauen der Kranken.

Mein Verhältnis zu all meinen früheren Aerzten und Pfle-
gern war ausgezeichnet und beruhte auf gegenſeitiger Achtung
und Vertrauen. Jch fordere Prof. Dr. Stieda und Oberarzt Dr.
Lange hiermit öffentlich auf, zu erklären, ob ich ihnen durch mein
Verhalten irgendwie Anlaß zu ihrem Betragen gegeben hatte.
Das iſt beſtimmt nicht der Fall. Die nichtswürdigen Schikanie-
rungen dieſer Aerzte richten ſich alſo nicht gegen jemand, der ihnen
Unrecht getan hatte, und ſolche Aerzte ſind eine Gefahr für jeden
Kranken, beſonders für denjenigen, der ſich weniger beherrſchen
und behelfen kann. Es handelt ſich in dieſem Falle auch nicht um
einen Menſchen, der im Uebereifer und Jugenddrang zu ſchwarz
ſieht und aufregende Taten vollbringen möchte, ſondern es handelt
ſich hier um ein großes, allgemeines Jntereſſe: um miterlebte,
bittere Wahrheit, um die Not ſchwerleidender Kriegsopfer, wie
um den Schutz derjenigen, die dieſe Not beſeitigen möchten, vor
Beſchimpfung, Freiheitsentziehung und Verſagung der Heilbehand-
lung und Militärverſorgung, was auch die anderen Kranken
ſeeliſch in Mitleidenſchaft zieht.

Auch die Kranken haben. Anſpruch auf die Beachtung ihres
Ehrgefühls. Wenn es manchen Lazarettärzten an dieſer Erkennt-
nis fehlt, dann muß man auch in dieſer Beziehung noch von
„ſchlimmen Lazarettzuſtänden“ ſprechen. Th.

Nachſatz: Wir danken der „Volksſtimme“ für die Aufnahme
unſeres Artikels und für das uns dadurch gezeigte Jntereſſe. Die
„Halleſchen Nachrichten haben den Aufſatz ohne weiteres abge-
lehnt, die „Halleſche Allgemeine Zeitung“ und die „Saale-Zeitung“
aber haben ihn wegen Mangel an Raum nicht gebracht.

Die Vereinigung Halleſcher Lazarettinſaſſen“.
Druckfehlerberichtigung: Jm 1. Teil des vorſtehenden Artikels

muß es heißen: Dicht über dieſem Ausguß hängen an bezeichneten
Haken die Bürſten zum Reinigen des Kloſetts, der Trinkbecher
(Taſſen), der Speinäpfe (für Lungenkranke) und der Urin-
rig dicht nebeneinander, ſo daß Kranke ſchon Verwechſlungen

er Bürſten durch Wärter beobachtet haben.

Provin; und Umgegend

Unterbezirkskonferenz für Naumburg-Eckartsberga.

Die am Sonntag, vormittags 9 Uhr in Naumburg im „Preuß.
Hof“ ſtattgefundene Unterbezirkskonferenz beſchäftigte ſich mit den
Fragen der Agitation und Organiſation. Gen. Winkler erſtattete
zunächſt Bericht über die in Halle ſtattgefundene Konferenz, in der
Gen. Wels (Berlin) zugegen war und ging dann ausführlich auf
die Arbeit ein, die der Unterbezirksvorſtand in der nächſten Zeit
beabſichtigt. Nach dem vom Bezirksvorſtand verſandten Zirkular
beſprach er die ſich für uns ergebenden Maßnahmen.

Die ſich anſchließende Diskuſſion ergab völliges Uebereinſtimmen
mit der geplanten Arbeit.

Die angenommenen Vorſchläge und Anträge werden dem Be-
zirksvorſtand ſchriftlich unterbreitet.

Vom Bezirksvorſtand war Gen. o. Schaewen (Halle) zugegen
Die Ausführungen faſt aller Diskuſſionsredner gipfelten darin,

daß nur intenſive Kleinarbeit, bei der keine Genoſſin und kein
Genoſſe fehlen dürfe, dauernden Erfolg ſichern könne.

Jn den nächſten Tagen gehen den einzelnen Ortsvereinen die
Verzeichniſſe der Ortſchaften, die zu ihrem Agitationsgebiet ge
hören, zu.

Anweſende Vertreter des Ortsvereins Freyburg (U.) äußerten
den Wunſch, daß das Unſtruttal dem Unterbezirk Naumburg zuge-
teilt werden möchte, da die Verbindung nach Naumburg eine we-
ſentlich beſſere ſei.

Auch dieſer Vorſchlag wurde dem Bezirksvorſtand überwieſen.
Den nicht vertretenen Vereinen geht in den nächſten Tagen ein

ausführliches Zirkular des Unterbezirksvorſtandes zu. Die Vor
ſtände der Vereine werden gebeten, ſich umgehend damit in einzu
berufenden Mitgliederverſammlungen zu beſchäftigen und von den
dort gefaßten Beſchlüſſen und geäußerten Wünſchen dem Unter
bezixkavoriand Kenntrie zu geben.
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Die Freud r hahrover ſammlung
bund Sachſen- Anhalt (ECyſtem StolzeSchrey

fand am 28. und 20. Mai in Raumburg unter Teilnahme von über
200 auswärtigen Stenographen ſtatt. An dem Wettſchreiben, das
die Abteilungen von 80 bis 2600 Silben umfaßte, beteiligten ſich
über 100 Stenographen, von denen insgeſamt 165 Wettſchreibe
arbeiten und 84 Korrektarbeiten abgegeben wurden. 104 Arbei-
ten wurden für preiswürdig befunden. Jn der öffentlichen Feſt
ſitzung in der Aula des Reform-Realgymnaſiums, an der Landrat
Freiherr v. Scheele, Bürgermeiſter Ruloff, Oberlandesgerichtsrat
ECludius, Studienrat Holze und Studienaſſeſſor Röſſer neben Ver
tretern befreundeter Korporationen teilnahmen, begrüßte Bürger
meiſter Ruloff die Vertreter namens der anweſenden Ehrengäſte
mit herzlichen Worten, indem er ſein Intereſſe für die Beſtrebun
gen der Kurzſchrift ausſprach und Unterſtützung zuſagte. Den Feſt
rortrag hielt Herr Fritz Stark, Magdeburg über das Thema
„Stenographiſche Aus und Rückblicke“, in dem er einen feſſelnden
Ueberblick über die Entwicklung der ſtenographiſchen Schrift bis
in die heutige Zeit gab und die gegenwärtigen ſtenographiſch-
politiſchen Verhältniſſe in ſachlicher Form gab. Aus dem Ge
ſchäftsbericht des Bezirksvorſtehers ging hervor, daß die 25 Vereine
des Saalebezirkes 1912 Mitglieder zählen (1509 im Vorjahre) und
1654 Vereinsunterrichtete (722 im Vorjahre) außer den Schulen,
zählen, und daß ein durchaus reges Vereinsleben herrſchte. Der
Erlaß des Kultusminſters Haeniſch über den ſtenographiſchen
Unterricht an den höheren Lehranſtalten, der auf das Syſtem
Stolze-Schrey beſonders hinweiſt, hatte eine erhebliche Zunahme der
Anterrichteten zur Folge.

Merfeburg--Querfurt-- Weißenfels Zeit.
Merſeburg. Sitzung der Stadtverordneten. Vor

Eintritt in die Tagesordnung wird nach Ausführungen des Stv.
Vorſtehers Junker, der Eintritt zum Verein Landaufenthalt
bedürftiger Kinder bejahend zugeſtimmt. e unkt 1: Neuwahl
r Schuldeputation, wird nachdem Genoſſe Krüger der Wahl-
tommiſſion die Erklärung zugehen ließ, von einer Neuwahl ſeiner
Perſon Abſtand zu nehmen, vorgeſchlagen und debattelos gewählt:
Stv. Eichardt (Dn.), Stadtv. Vorſteher Junker (Dem.), Stv.
Wolf erg* und die in der Jugendpflege erfahrenen Perſonen,
die Herren Eichſtädt, Bröhne und Frau Thielſen.
Für Schaffung eines Uebernachtungsheimes oberſchleſiſcher Flücht
inge werden 5000 Mark bewilligt. Weiter liegt folgender Magi-
tratsantrag zur Beſchlußfaſſung vor: Die Stadt verkauft an die
Eiſenbahndirektion Halle a. S. das an der Annenſtraße gelegene
Land, 3186 qm, zum Preiſe von 5 Mk. pro Quadratmeter unter
der Vedingung daß die Eiſenbahndirektion die nach dem jemalsgeltenden Ortsſtalut der Stadt Merſeburg zu zahlenden Anlieger-
Leiträge bei der Erbauung der von ihr geplanten r trägt.
Das in 6 Jahren noch nicht mit Wohnhäuſern bebaute Land zum
gegenwärtigen Verkaufspreis an die Stadt zurückgibt und die
Koſten der Entſchädigung der Kleinpächter übernimmt, an welche
die Stadt das Land zurzeit noch verpachtet hat. St. Daniel,
jetzt USP. früher VKP., erſucht die Verhandlungsfrage der Ent-
ſchadigung dem Magiſtrat zu überlaſſen. Der Zuſatzantrag des
Würgermeiſters Herzog, die Bauart der Häuſer unterliegt dem
Stadtbauamt Merſeburg, wird angenommen. Für Teil 2, i 1,
der Ausgabe der Polizeiverwaltung, werden nach Fürſprache des
Stv. Wolf (USP.) 15 500 Mk. bewilligt. Endlich iſt man jetzt
in Merſeburg dazu übergegangen einen Antrag auf Errichtung
eines Freibades an der Saale anzunehmen. Die Koſten von
27 690 Mk. ſollen den Sparkaſſenüberſchüſſen entnommen werden.
Schön war es freilich nicht, aber der Allgemeinheit der breiten
Maſſe der Bevölkerung gerecht, daß Stv. Frauenheim (Dem.)
dem Bürgermeiſter Herzog (Dem.) den öffentlichen Vorwurf
meochte, daß man erſt jetzt daran denkt ein Freibad bauen zu
wollen, was man ſchon vor Jahren beſprochen hat. Eine der
ſchwierigſten Magiſtratsvorlagen war die Nacherhebung der Real-
ſteuern für das Jahr 1920 um 200 Prozent. Hierzu liegt ein
Schreiben des Haus und Grundbeſ. Vereins vor, welcher mit Ent
rüſtung erſucht, die Vorlage abzulehnen, weil c die Haus-
beſitzer gezwungen werden, die Steuern prozentual auf die Mieten
un zulegen (Wie immer! D. Red.) oder den Klageweg zu be-
ſchreiten. Die vom Berichterſtatter, Stv. Teller (Dem.), zur
Annahme empfohlen wird, dem ſich auch Stv. Rupprecht (Dn.)
anſchließt, da ja ſowieſo die Hausbeſitzer verſuchen werden, die
Steuer wieder abzuwälzen. Stv. Grün (Dem.) kann ſich für die
Steuer nicht erwärmen, da der Beſitz ſchon zu hoch beſteuert ſei.
Auch der Stv. Frauenheim (Dem.) r ſich gegen dieſe
Steuer. Nachdem Stv. Teller noch einmal die Vorlage befürwor-
tet, wird ſelbige ohne Stimme des Stv. Frauenheim angenom-
men. Zu Punkt 9: 45 600 VWik. für Lohnerhöhung der ſtädtiſchen
Arbeiter, die von dem Magiſtrat in Uebereinſtimmung mit der
Deputation für die allgemeine Verwaltung neu beſchloſſenen Lohn
tarif für die ſtädtiſchen Arbeiter mit rückwirkender Kraft beſchloſſen
wurden, wird nach Begründung des Stv. Gen. Krüger zuge-
ſtimmt. Demnach betragen jetzt die Löhne 6,15 bis 6,40 Mk. Die
Tiefbauarbeiter bekommen pro Stunde 15 Pfg. mehr. Stv. Rich-
ter (VKPD.) kann es nicht verſtehen, daß der Magen eines
„Maurers“ kleiner iſt als der eines „Facharbeiters“. Ja, wenn
die Unkenntnis der Kommuniſten im Stadtparlament ſo groß iſt,
daß man nicht u wer zu den Facharbeitern gehört, iſt es um
die Intereſſen der Arbeiterſchaft wirklich nicht gut beſtellt. Aber
Richters Fritz leiſtete ſich noch mehr ſolcher Extraſtückchen. Auf
Beſchluß des Magiſtrats vom 1. 4. 20 an, werden die bei der Stadt
in planmäßigen Stellen angeſtellten geprüften Aſſiſtenten gemäß
Gruppe 6 bezahlt und führen die Dienſtbezeichnung Magiſtrats
Sekretär. Aus Gruppe 5 werden diejenigen Beamtenanwärter be
ſoldet, die die erſte Prüfung (Sekretärprüfung) beſtanden haben,
aber noch nicht in eine planmäßige Stelle der Gruppe 6 einge
reiht ſind. Dieſe führen die Dienſtbezeichnung Magiſtrats-Aſſi-ſtent. Dieſe r i d die Umbauten
im Volksbad werden 4500 Mk. bewilligt. Die iſe für die Be
nutzung des Volksbades in der Volks e II betragen ab 1.
d. J. e ein Wannenbad 3 Mk. u Brauſebad 1,50 Mk. Be)ürſtige riegsbeſchädigte ſollen auf ntrag eine 50proz. Ermäßi-
jung gewährt werden. Von Seiten der Polizeibeamten liegt ein
Schreiben vor mit dem Jnhalt und Erſuchen, daß bei der Um-
tellung des Polizeiweſens dafür Sorge getragen werden ſoll, daß
die Polizeiwachtmeiſter nicht gekündigt werden. Stv.-Vorſt. Jun
ker lage vor, dieſes Schreiben dem Ma zu loyaler Behand du zurückzugeben. Stv. Richter (VKPD.) erinnerte ſich
noch, daß man früher einmal olizei hernehmen wollte und
kann es daher nicht verſtehen, daß jetzt die Polizeibeamten gekün-
digt werden ſollen. (Zuruf d. Gen. Krüger „Jhr hattet ja gegen
die Polizei e timmt!“ Zuruf des Kom. Schneider: „Und ihr habt
euch gefreut“) Bürgermeiſter Herzo e teilt mit, daß die Wacht-
meiſter die Vergünſtigung haben zur i überzutreten. Es ſoll
den Beamten aber, wenn irgend möglich, Gelegenheit gegeben
werden, in Dienſten der Stadt zu bleiben. Gen. Krüger führt
Richter gegenüber mit Recht an, daß es a ſonderbar iſt,
daß diejenigen, die früher gegen das Anſtellen von Polizeibeam-
ten geſtimmt haben, heute an ſolch einer Strippe ziehen, und
unterbreitet dem Magiſtrat die Bitte, ſoweit wie möglich die Kün-
digung nicht i ie damit ſie nicht zur Sipo überzutreten
orauchen. Sto. Mahlo e erſucht noch um Auskunft über
das n Bürgermeiſter dw zog teilt mit, daß dasſelbe imAuguſt ſtattfindet. e Lehrer ſt nahm eine ableh e Hal
ung ein, die Air auch der Stv.- Vorſteher als Lehrer bekun-
dete. Stv. Mahlo betont, daß ein Teil der Elternbeiräte da
gegen war. Stvw. Gen. Krüger erſucht ein Stück Tradition
aufrecht zu erhalten. Nach Ausſagen des 1. t r ehe
die Lehrer einen Standpunkt eingenommen, den wir nicht verſtehen
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tadtverordneten widerſprochen wird. Und jetzt lernt Richter die
r VKPD.- Fraktion kennen. Von dort ruft man ihm

ache doch keen Quatſch, das iſt doch Blödſinn was du
ja, gegen Unverſtand kämpfen nicht nur Götter ver-

gebens, ſondern auch die richtigen Sozialiſten. Für die Veranſtal
tung des Kinderfeſtes werden 5000 Mark bewilligt. Damit iſt die
Tagesordnung erſchöpft.

Weißenfels. Oeffentliche Verſammlung. Am Frei-
tag, den 27. Mai, ſprach in einer außerordentlich gut beſuchten Ver-
ſammlung Genoſſe Gerwien (Berlin) über das Thema „Rußland
und wir“, zweite oder dritte Jnternationale. Nachdem bereits in
der „Volksftimme“ das Referat ausführlich gebracht wurde, kön-
nen wir uns erſparen, auf den Jnhalt beſonders noch einmal ein-
zugehen. Das Referat fand auf Grund der Sachlichkeit und des
guten Aufbaues ſogar bei den anweſenden Gegnern einen reichèn
Beifall. Der Verſammlungsleiter, Genoſſe Vietz, hielt es deshalb
für notwendig, am Schluſſe des Referates beſonders darauf hin-
zuweiſen und die Diskuſſionsredner zu ermahnen, be iihren Aus
führungen ſich ſtreng an das Referat zu halten und ebenſo ſachlich
zu bleiben. Es meldete ſich der Kommuniſt Engel zum Wort und
es war nicht unintereſſant, aus deſſen Mund zu hören, daß es den
Kommuniſten niemals eingefallen ſei zu behaupten, daß ſie in der
Lage ſeien, falls ſie ans Ruder kämen, nunmehr ſofort eine kom
muniſtiſche Geſellſchaftsordnung aufzurichten. Aus dieſen Grün-
den ergeben ſich auch die Schwierigkeiten in Rußland. Neu war
allerdings die Behauptung, daß die deutſche Bourgeoiſie das Ulti-
matum der Entente unterſchreiben wollte und deswegen mußten
die Kommuniſten die Unterwerfung ablehnen. Zum mitteldeutſchen
Putſch führte der Redner aus, daß dieſer von der Regierung
provoziert ſei und die Kommuniſtiſche Partei ſei darauf reinge-
fallen. Ueber die Einigung der Arbeiterſchaft kam er zu dem Ur
teil, daß dieſe bei den nächſten Aktionen von ſelbſt kommen würde.
Ein weiterer Diskuſſionsredner meldete ſich nicht, und es war des
halb dem Referenten ſehr leicht, in ſeinem Schlußwort die Aus
führungen des Diskuſſionsredners zu entkräften. Ueber die Frage
der Provozierung des mitteldeutſchen Putſches hielt er dem Redner
die Feſtſtellung Levis entgegen. Die Ausführungen Engels über
die ruſſiſchen Verhältniſſe rückte er in das richtige Licht, weil er
ja als Kenner der ruſſiſchen Verhältniſſe früher in der Lage war,
als Engel, darüber ein Urteil abzugeben. Mit dem Hinweis, daß
ein Bericht über die Verſammlung in der „Volksſtimme“ erſcheinen
werde und die „Volksſtimme“ bei Frau Bach, Leopold-Kell-Str. 22,
abonniert werden 'kann, ſchloß nach einigen Dankesworten Genoſſe
Vietz die ſehr gut verlaufene Verkammlung. Wir können allen
Leſern der „Volksſtimme“ nur empfehlen, die noch ſtattfindende
Gerwien Verſammlung recht zahlreich zu beſuchen.

Naumburg--Eckartsberga.

Naumburg. Aus unſerem Parteileben. Die am
Mittwoch, den 25. Mai abgehaltene Parteiverſammlung hörte einen
Vortrag des Gen. Vogel-Halle über die heutige politiſche Lage an.
Er behandelte hierbei den Vertrag von Verſailles und deſſen Fol
gen, den ſchwer auszuführenden Punkt desſelben, die Entwaffnung
der Orgeſch und Selbſtſchutzorganiſationen. Weiter legte er die
Gründe dar, welche die Partei veranlaßte, wieder in die Regie
rung einzutreten und für das Ultimatum zu ſtimmen. Unter Mit-
teilungen gab der Vorſitzende ein Schreiben des Bezirksvorſtandes
der Arbeiterjugend bekannt, in welchem dem hieſigen Ortsverein
der SPD. für die Gaſtfreundſchaft und den guten Verlauf des
Jugendtages gedankt wird. Hierbei muß bemerkt werden, daß die
Beteiligung an den Veranſtaltungen des Jugendtages ſeitens der
hieſigen Genoſſen eine größere hätte ſein müſſen, ebenfalls ließ der
Beſuch der Maifeier zu wünſchen übrig. Jn die Agitations- und
Preßkommiſſion wurden die Genoſſen A. Winkler, Seppelt, Ulrich,
Zwanzig, Scheidt und Frau Schneider gewählt. Hierbei wurde
zum Ausdruck gebracht, daß eine beſſere und geregeltere Bericht-
erſtattung ſtattfinden müſſe, insbeſondere über die Stadtverord-
netenſitzungen, zu welchen ein beſonderer Berichterſtatter gewählt
wurde. Weiter wurde noch eine Wohlfahrtskommiſſion gewählt,
welche aus den Gen. Manthey, Räbel, Radeſtock und Frau Teich-
mann beſteht. Zweck dieſer Kommiſſion iſt, in Sachen der Quäker-
ſpende helfend und beratend mitzuwirken. Am 3. Juni hält der
Gen. Gerwien im Ratskeller in einer öffentlichen Verſammlung
einen überall beifällig aufgenommenen Vortrag über das Thema
„Zweite oder Dritte Jnternationale und ſeine Erlebniſſe in Ruß-
land“. Die Genoſſen müſſen für lückenloſen Beſuch ſorgen. Es er-
folgte noch eine Ausſprache über das hieſige Notgeld, den Vertrieb
und Gewinn daraus, ſowie über die hieſige Jugendorganiſation.
Leider ließ der Verſammlungsbeſuch wieder zu wünſchen übrig,
haben auch viele Genoſſen ein Stück Feld zu bearbeiten oder Abend-
ſpaziergänge zu machen, ſo muß doch wenigſtens ein Abend im
Monat den Parteiintereſſen zur Verfügung geſtellt werden, wenn
es in unſerer Partei weiter vorwärtsgehen ſoll.

Naumburg a. S. Gerwien-Verſammlung. Es wird
ganz beſonders auf die am Freitag, den 3. Juni, abends 48 Uhr im
„Ratskeller“ ſtattfindende öffentliche Verſammlung hingewieſen,
in der Gen. Gerwien (Berlin) über das Thema: „Zweite oder
dritte Jnternationale“ ſprechen wird. Alle Parteigenoſſinnen und
genoſſen müſſen zur Stelle ſein und für zahlreichen Beſuch bis
dahin Sorge tragen.

Sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgskreis.
Eisleben. Gewerkentag der Gewerken der Mansfelder

Gewerkſchaft war in unſeren Mauern am verfloſſenen Sonnabend.
Die friſierten Berichte laſſen nur vermutliche Schlußfolgerungen
zu. Beiſpielsweiſe berichtet die hieſige bürgerliche Preſſe u. a.
folgendes: Ueber den derzeitigen Geſchäftsgang ſowie über die
eventl. Ausſichten konnte ſeitens der Verwaltung nichts Erfreu-
liches mitgeteilt werden, da der Kupfer- und Silbermarkt unter
den ſchlechten Weltmarktspreiſen bezw. der ſcharfen Konkurrenz
Amerikas ſehr zu leiden habe. Mansfeld müſſe ſich, um ſeine Er
zeugniſſe unterzubringen, den verluſtbringenden Einführungs-
preiſen Amerikas anpaſſen. Deshalh habe ſich die Verwaltung,
um dieſen Verluſt einigermaßen auszugleichen, genötigt geſehen,
den Tarifvertrag der Arbeiterſchaft zu kündigen.
Hiernach ſollen die Spitzenlöhne um 6 Mark gekürzt werden. Eine
freiwillige Einigung ſei hierüber nicht zuſtandegekommen und des-
halb ſoll unter Mitwirkung des Reichsarbeitsminiſteriums in aller
Kürze die Angelegenheit durch ein Schiedsgericht erledigt werden.
Nach einer anderen Lesart wollte ſich die Mansfelder Gewerkſchaft
nicht an den Schiedsſpruch halten. Wenn eigentümlicherweiſe der
Bericht vom Gewerkentag darüber nichts verlauten läßt. ſo iſt da
mit noch nicht auf einen Umſchwung in der Stimmung der Lei-
tung zu rechnen. Entweder iſt man vorſichtiger geworden und hat
das vorzeitig aufgedeckte Kartenſpiel vielleicht als zu früh emp-
funden oder man rechnet auf eine günſtige Wendung durch den
Schiedsſpruch. Ein drittes gibt es noch, das ſich in gleich ſchwerer
Weiſe für Mangsfeld bemerkbar machen könnte. Die ſchweren Er

ſchütterungen, die unſere Wirtſchaft durchbeden, dürfen ſich letzten
Endes nicht immer auf die Schultern der Enterbten niederlegen.
Die Seelenſtimmung in Mansfeld iſt durchaus keine himmelhoch-
jauchzende, und ein in einer der nächſten Rummern erſcheinende:
beſonderer Artikel ſoll ſich mit der Situation in Mansfeld beſon-
ders befaſſen.

Blankenheim. Verſamm lung der SPD. Geſtern fand
hier im Vereinslokal (Kreutzberg) die Monatsverſammlung der
Ortsgruppe der SPD. ſtatt. Nachdem der Vorſitzende Gen. Armes
die Niederſchrift der letzten Verſammlung vorgeleſen hatte, wurde
beſchloſſen, am 3. Juli ein Sommervergnügen zu veranſtalten. Als
Delegierte zur Unterkonferenz in Eisleben wurden Gen. Straube
und Biedermann beſtimmt. Unter Verſchiedenes wurden vom
Gen. Armes einige Ausführungen über Trennung von Kirche und
Staat gemacht. Die Verſammlung war gut beſucht und anregend
für alle Genoſſen.

Siersleben. Saatenſtand. Nach den Regengüſſen der
letzten Tage ſtehen die Fluren der ganzen Umgebung in erfriſchen-

dem Grün. Ein Unmblick auf der Höhe vor Siersleben gewährt
eine ſchöne Fernſicht nach Süden und Südoſten. Aus dem ſatten
Grün der Natur heben ſich die dunklen Denkmäler der arbeitenden
Jnduſtrie, die Werke der Mansfelder Gewerkſchaft ab. Wie ganz
anders würde das Gefühl den Menſchen beſeelen, wenn erſt das
Ergebnis dieſer Produktion zum allgemeinen Wohl der Geſamt-
heit gehört

Sangerhauſen. Die Arbeiterjugend trifft ſich heute
abend 8 Uhr in der Georgenbrauerei zur Gründungsverſammlung
einer Ortsgruppe der Arbeiter-Jugend-Bewegung. Genoſſen,
unterſtützt das Beginen unſerer jungen Garde.

Torgau Liebenwerda--Schweinitz.
Falkenberg. Verſchiedenes. Die Gewitterwolken, die

ſich in der Bärenhitze gebildet hatten, brachten endlich den lang-
erſehnten Regen. Unſere Kleinſiedler haben durch ihn einige Tage
das Waſſerſchleppen erſpart. Wieſenverpachtung. Jn der vori-
gen Woche wurden kleinere Parzellen verpachtet, die rund acht-
tauſend Mark meiſtbietend gebracht haben. Wann werden endlich
dieſe Wähler merken, daß ſie nun die größten Steuerzahler der
Gemeinde ſind. Hier wird den Leuten as Geld mit Leichtigkeit ab-
genommen; wie anders viel billiger würden die Parzellen ge-
kommen ſein, wenn die ſchlafmützigen Wähler am Wahltage ihre
Pflicht erfüllt hätten.

Bockwitz. Straffere Organiſation unſerer Be-
wegung. Hier fand am Sonntag ein engerer Zuſammenſchluß
der Parteivereine des Ländchens ſtatt. Vertreten waren die Orts-
vereine Bockwitz, Kleinleipiſch, Naundorf, Grünewalde, es fehlte
Mückenberg. Gen. Dietrich (Falkenberg) ſprach über die Notwen-
digkeit des Zuſammenſchluſſes der Ortsvereine des Ländchens. Um
eine beſſere Agitation im ganzen Bezirke durchführen zu können,
muß der Zuſammenſchluß erfolgen. Anſchließend hieran gab Gen.
Dietrich einen Bericht über die politiſche Lage und die Aufgaben
unſerer Partei. Jn der regen Ausſprache, die ſich daran anſchloß,
an der ſich die Genoſſen Löſche (Naundorf), Dietrich (Kleinleipiſch),
Henſel (Grünewalde), Winter (Bockwitz), Zſchieſchang (Lauch
hammer), Ulrich (Bockwitz), Rothe und Kürbis (Naundorf) wieder-
holt beteiligten, wurde einmütig betont, wie notwendig der Zu-
ſammenſchluß wäre. Das Gebiet des Ländchens wäre ein einheit-
liches Jnduſtriegebiet. Die Aufgabe in der Partei in jeder Ge-
meinde die gleichen. Nur durch den Zuſammenſchluß können die
Erfolge in letzter Zeit behauptet und weiter ausgebaut werden.
Mit dem Wiedereintritt der Genoſſen in die Regierung erklärte
man ſich einverſtanden, und verlangte, daß auch in Preußen eine
Umbildung bald geſchehe. Der Sitz des Diſtrikts des Ländchens iſt
Bockwitz. Jn den Vorſtand wurden als Vorſitzende die Genoſſen
Schiller und Löſche, als Schriftführer der Gen. Thiemann gewählt.
Jn der Ausſprache wurde noch gefordert, daß ſich jeder Genpyſſe offen
zur Partei zu bekennen hätte, einerlei, oh es im Betrieb, in den
Gewerkſchaften oder in politiſchen Verſammlungen ſei. Nur dann,
wenn die Genoſſen bei allen Gelegenheiten ihre Parteiangehörig-
keit betonen, und die Terroriſten, die jetzt ſchon recht kleinlaait ge-
worden ſind, zurückweiſend abſchütteln, werden wir weiterwochſen.
Der Diſtrikt „Ländchen“ umfaßt die Orte Bockwitz, Lauchhammer,
Naundorf, Dolſthaida, Kleinleipiſch, Mückenberg, Greünewalde und
Gorden.

Großkmehlen. Stiftungsfeſt. Das Stiftunasfeſt unſeres
Arbeiterradfahrerbundes nahm am Sonntag einen herrlichen Ver-
lauf. Kunſtfahren, Preisſchießen und Preiskegeln unterhielten
die Genoſſen. Die Tanzluſtigen kamen auch auf ihre Rechnung.
Die Feſtrede wurde vom Genoſſen Dietrich (Falkenberg) gehalten
und mit Beifall aufgenommen. Genoſſe Dietrich hatte in ſeiner
Rede auch auf die Notwendigkeit der poltitiſchen Betätigung hin
gewieſen. Der Erfolg war, daß eine Reihe Arbeiter ſich in die
Partei aufnehmen ließen. Eine Zahlſtelle wurde errichtet, Volks-
ſtimmen beſtellt. Alle Beſtellungen und Anmeldungen ſind zu rich-
ten an Hermann Köhler, Großkmehlen, Nr. 25.

Aus Alle Welt.
Eine göllenmaſchine im Geburtstagspaket.

Ein fürchterlicher Anſchlag iſt auf ein junges Mädchen in Seege-
feld verübt, aber zum Glück infolge eines Zufalles und eines un-
bedeutenden Materialfehlers wirkungslos geblieben.

Jn Seegefeld wohnt ein Miniſterialbeamter Hoſchke mit ſeiner
Frau, einem Sohn und einer 16 Jahre alten Tochter Hildegard.
Dieſe beging am 23. d. M. ihren Geburtstag. Am nächſten Tage
erhielt ſie mit der Poſt ein Paket, das am 24. nachmittags auf-
gegeben war. Als der Poſtbote kam, war der Vater noch im Dienſt,
der Bruder auch nicht zu Hauſe und das Mädchen mit der Mutter
und dem Dienſtmädchen allein anweſend. Die Mutter nahm das
Paket in Empfang, löſte die Verſchnürung und hoh den Deckel hoch.
Als ſie jetzt ein Surren vernahm, wurde ſie mißtrauiſch, drückte den
Deckel wieder nieder und trug das unheimliche Paket nach dem
Garten hinaus. Dort ſahen ſich die Tochter und das Dienſtmädchen
es nach einer Weile ebenfalls an. Die Tochter hob den Deckel wie
der hoch, und abermals begann das Surren. Sie ſah jetzt in das
Paket hinein und erblickte eine Feder. Unwillkürlich ergriff ſie
ein Holzſtück und ſteckte es in die Feder hinein, um dem Surren ein
Ende zu machen, weil ſie es auf die Wirkſamkeit dieſer Feder zu
rückführte. Das Surren hörte denn jetzt auch auf. Das Paket blieh
ohne Veränderung im Garten ſtehen, bis der Sohn nach Hauſe kam.
Dieſer zerſchnitt, um allem Unheil vorzubeugen, die Drähte einer
elektriſchen Leitung, die er in dem Paket fand. Die Unterſuchung
des vermeintlichen Geburtstagsangebindes ergab, daß es ſich in
Wirklichkeit um eine Höllenmaſchine handelte, die dem Geburts
tagskinde das Leben gekoſtet hätte, wenn nicht ein kleiner Mate
rialfehler den Plan des Abſenders vereitelt hätte. Die Orts-
polizei benachrichtete die Berliner Kriminalpolizei. Kommiſſar



Werneburg fuhr mit Beamten und Sachverſtändigen hinaus, um der Grundrechte für die Polizekbeamten; einheitliche Regelung ver
das Rähere feſtzuſtellen und die Ermittelungen nach dem Abſen-
der einzuleiten.

Die Ermittelungen führten bereits zu wichtigen Feſtſtellungen.
Dem Beamten der Paketannahme fiel bereits ein Klappern in
der Sendung auf. Der Aufgeber beſchwichtigte ſeine Bedenken mit
der Erklärung, es könne ruhig klappern, das ſchadet dem Jnhalt
nichts. Der Veſtellbeamte bemerkte nichts an dem Paket. Was
den Abſender der Höllenmaſchine zu dem Anſchlag bewogen haben
lann. iſt noch ganz ungewiß. An einem Anhalt dafür, daß ſein
eufliſcher Plan unmittelbar dem jungen Mädchen ſelbſt gegolten
habe, fehlt es ganz. Für die Aufklärung des Verbrechens haben
der Polizeipräſident von Berlin 5000 Mk., der Regierungspräſident
ron Potsdam 3000 Mk. Belohnung ausgeſetzt. Angaben zur Auf-
lärung des Anſchlages und zur Ermittelung des Täters, die auf
Wunſch ſtreng vertraulich behandelt werden, ſind an Kriminal-
lommiſſar Werneburg im Zimmer 80 des Berliner Polizeipräſi-
diums, Hausanruf 433 und 601 zu richten.

Wernigerode. Gefaßte Waffendiebe. An etwa zehn
Tindrüchen beteiligt geweſen ſind zwei junge Burſchen, die hier
dingieſt gemacht werden konnten. Es handelt ſich um den 18ijähri-
gen Schloſſerlehrling Friedrich Helmecke und ſeinen 20jährigen

Beide hatten zuerſt einen Einbruch in die Waffenhand
ung von Reinhardt verübt und zahlreiche Waffen geſtohlen, die
ſie bei anderen Diebſtählen mit ſich führten. Als Kugeln ver-
wendeten ſie Dumdumgeſchoſſe, die ſie ſelbſt herſtellten. Durch die
Mithilſe einer Zigeunerbande, die man zunächſt als Diebe in Ver-
acht hatte, gelang es, die Einbrecher feſtzunehmen, als ſie den Zi-
geunern die geſtohlenen Gewehre zum Kauf anboten.

Halſberſtadt. Wegen einer großen Getreideſchie-
bung im Oberhar; feſtgeſtellt wurde die Verſchiebung von
mindeſtens 100 Zentnern Weizen) erhielten der Landwirt Albert
Rhel aus Langenſtein und die Beſitzer Willi und Ernſt Sachſe aus
Blankenburg je eine Woche Gefängnis und müſſen außerdem je
10 000 Markt Geldbuße zahlen.

Danzig. Großer Bankraub. Jn einem Danziger
Bankhaus drangen Einbrecher in den Kaſſenraum und
raubten aus dem Geldſchrank einen Betrag von 600 000
Mark. darunter vier Millionen polniſche Mark. Von den
Dieben fehlt jede Spur.

Unter dem dringenden Verdacht, den Mord an der Wittwe
Emilie Mill und deren Tochter, der Lehrerin Jenny Mill, in einem
Abteil 2. Klaſſe des Zuges Marienwerder-- Marienburg verübt
zu haben, wurde in Königsberg der polniſche landwirtſchaftliche
Unternehmer Schipplit verhaftet.

Waſhington. Schweres Flugzeugunglück. Jm
Sturm ſtürzte in Virginien ein Militärflugzeug mit ſieben Jn-
ſaſſen ab. Alle ſind tot.
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Severhihaftiges

Tagung des Reichsverhandes der Polizeibeamten
Deutſchlands.

Der dritte Verbandstag des Reichsverbandes der Polizei
eamten Deutſchlands wurde am Donnerstag, den 26. Mai vom
Vorſitzenden Winkler (Steglitz) in Habels Brauerei eröffnet.

Zur Leitung der Verhandlungen wurden Ruſch (Hamburg),
Siering (Düſſeldorf), Schäfer (Heſſen) und Fickel (Dres-
den) gewählt. Jnsgeſamt waren etwa 105 000 Mitglieder durch
75 Delegierte vertreten.

Für die Forderungen des Verbandes war ein Programm auf-
geſtellt, das vom Generalſekretär Dr. Franke erläutert wurde.
Er hob hervor, daß auch die Polizei ihre wichtige Aufgabe nur
öſen könne, wenn ihr die volle Auswirkung der Koalitionsfreiheit
gewährleiſtet werde. Der Zuſammenſchluß auf gewerkſchaft-
lich er Grundlage ſei bedingt. Die Tätigkeit innerhalb der Ge-
werkſchaft komme auch dem Staate zugute. Da dieſe darauf ge
richtet fei, die Beamten zu geſteigerter wirtſchaftlicher Kraft und
wachſendem Wohlſtande heraufzuheben. Als Grundforderungen
bezeichnete Redner: die vollziehende Gewalt auf die Reichsregie-
rung zu übertragen; Verſtaatlichung der geſamten Polizei in allen
Gliedſtaaten; dienſtlicher Aufbau der Polizei ſo, daß ſie in den
Ländern einer Zentralgewalt unterſteht und die Beamten frei-
bleiben von parteipolitiſchen und kommunalpolitiſchen Einflüſſen;
Anſtellung im Polizeidienſt nach einer Bewährungsfriſt auf Le-
benszeit mit Berechtigung auf Ruhegehalt; ausreichende Beſol-
dung. ſo daß die wirtſchaftliche Stellung nicht gefährdet und die
Zukunft auch der Hinterbliebenen ſichergeſtellt iſt.

Von der Geſetzgebung verlangt der Verband: Sicherung

557 uder.

Gehaltsverhältniſſe; Schaffung eines Beamtenrätegeſetzes; Neu
ordnung des Diſziplinarrechts; ausreichende Fürſorge für alte,
kranke oder invalide Beamte ſowie ihre Hinterbliebenen; Auf-
hebung aller Geſetze und Verordnungen, die eine Aufwärtsbewe-
gung der Veamten hemmen; Polizejſchulen; Ausbildungs und
Aufſtiegsmöglichkeiten; Vereinheitlichung des Polizeiweſens;
einheitliche Uniformierung und Bewaffnung; einheitliche Amts
bezeichnung der Dienſtgrade.

Leitender Grundſatz des Reichsverbandes ſoll ſein,
daß das Arbeitsverhältnis zum Staate ein Treue-
verhä!tnis iſt. Die Jnanſpruchnahme des Streikrechts
ſei mit der unbedingt zu fordernden eiſernen Diſziplin eines
Polizeikörpers nicht in Einklang zu bringen.

Ueber die Forderungen der Schutzpolizei referierten hierauf
Leutnant Finnefroh und Generalſekretär Dr. Franucke. Jhre
Ausführungen klangen dahin aus, daß dieſen auf 12 Jahre ange
ſtellten Beamten auch die Zukunft ſichergeſtellt und die Möglich
keit zum Uebertritt in andere Zweige der Polizeiorganiſationen
gegeben werden müſſe, ſo in die Verwaltungs-, Kriminal, Ge
meindepolizei oder Landjägerei. Die Stellen in der Verwaltungs
polizei ſollten als gehobene angeſehen werden. Die Kriminak-
polizei müſſe eine erhöhte Einſtaffelung in die Beſoldungsordnung
erfahren und die Landjägerei mit der Verwaltungspolizei gleich
geſtellt werden.

Jn ſeinem Referat über „Das Polizeiſchulweſen“ begründete
Polizeiſchulrat Gundlach (Hamburg) in eingehender Weiſe die
Forderung, gute Schulen zur Ausbildung der Polizeibeamten zu
ſchaffen. Hierbei verwies er auf Hamburg, wo man mit der
Schulung wertvolle Erfolge erreicht habe. Es müßten drei ver
ſchiedene Anſtalten, nämlich Polizeiſchulen, Seminare und Aka-
demien errichtet werden, um für alle Grade der Beamtenſchaft die
nötige Ausbildung zu erreichen und junge Kräfte heranzubilden.
Es möge eine Kommiſſion gewählt werden, welche die Sache in
die Hand zu nehmen habe. Jn dieſe Kommiſſion wurden Gund-
lach (Hamburg), Bäcker (Berlin) und Haniſch (Dresden) ge
wählt.

Hierauf referierte Verbandsſekretär Haniſch (Dresden)
über „Das Beamtenrätegeſetz'. Der Redner betonte, daß auch die
Beamtenſchaft für ſich das Recht in Anſpruch nehmen müſſe, was
ihr auf Grund der Verfaſſung gewährleiſtet worden ſei. Jn dieſer
ſei ausdrücklich ein Beamtenrätegeſetz in Ausficht geſtellt worden.
Für die Beamten liege die Sache mit dem Rätegeſetz aber etwas
anders, denn für die Beamten ſei der Staat Arbeitgeber, was auf
die feſtzulegenden Rechte und Pflichten nicht ohne Einfluß ſein
dürfte. Vom Reich liege ein Entwurf vor, nachdem den Beamten-
räten gutachtliche Aeußerungen, Anregungen und Mitwirkungen
zuſtehen ſollen. Dieſe Beſtimmungen ſeien aber ſehr dehnbar.
Weiter gehe ein Entwurf des Deutſchen Beamtenbundes, der den
Beamten ein Mitbeſtimmungsrecht zuſichern wolle. Der Reichs
entwurf lehne Schlichtungsausſchüſſe ab, der Entwurf des Beamten-
bundes verlange dieſe. Den Forderungen des letzteren könne man
zuſtimmen.

Danach erſtattete der Generalſekretär Dr. Francke den
Jahresbericht, dem ſich eine ſtundenlange Ausſprache anſchloß, in
der es ſich namentlich um eine Verſchmelzung der Landesverbände
mit dem Reichsverbande handelte. Alle Reden waren auf den

Zuſammenſchluß zu einer großen Einheitsfront geſtimmt. Ein
Vorſchlag, zur Durchführung der Vereinigung eine Kommiſſion zu
wählen, fand den Beifall der Verſammlung. Die Kommiſſion
wird von den Landesverbänden gewählt.

Der Haushaltsplan wird mit einigen Aenderungen ange-
nommen.

Polizeiſchulrat Gundlach gab ſodann den Plan bekannt, der
von der gewählten Schulkommiſſion vorläufig aufgeſtellt worden
iſt. Der Plan ſoll den Organiſationen noch vorgelegt werden.

Am dritten Verhandlungstag kam es zu einer impoſanten
Kundgebung für die in Beuthen von polniſchen Banden überfalle-
nen Polizeibeamten Böhm und Görlitz (Böhm iſt bekanntlich ge-
tötet, Görlitz ſchwer verwundet worden). Nachdem der Vorfſitzende,
Polizeihauptmann Ruſch den Opfern des polniſchen Terrors in
mar n Worten die Sympathie der deutſchen Kollegenſchaft aus
geſprochen hatte, erhoben ſich die Anweſenden zur Ehrung der
treuen Beamten einmütig von ihren Plätzen.

Jn den geſchäftsführenden Vorſtand des Reichsverbandes der
Polizeibeamten Deutſchlands wurden gewählt als 1. Vorſitzender
Polizei-Jnſpektor Bäcker (Berlin-Friedrichshagen) 2. Vorſitzender
Polizei-Oberwachtmeiſter Winkler (Berlin); 3. Vorſitzender Ober-
wachtmeiſter Küttner (Dresden-N.); 1. Schatzmeiſter Polizei-Ober-
leutnant Voß (Berlin-Wilmersdorf) 2. Schatzmeiſter Verbands
ſekretär Frick (Stuttgart); 1. Schriftführer Polizei-Oberwacht
meiſter Asmuß (Berlin); 2. Schriftführer Kriminalwachtmeiſter
Bick-Gräfrath (Solingen). Beiſitzer wurden: Polizeihauptmann
Ruſch (Hamburg); Polizeioberſt von Klüfer (Neuruppin); Ver-

bandsſekrekr Schrader (Berlin); Polizeiinſpektor Gräf (Heidel
berg); Unterwachtmeiſter Köhler (Dresden); PolizeiBetriebs-
aſſiſtent Schottenhammel (Aachen). Geſchäftsführer wurde Dr

Belmnſſchtes.

Ein Wunderknaghe.
Die Berliner werden ſich noch eines merkwürdigen älteren

Mannes erinnern, der vor einer Reihe von Jahren auf den
Variétébühnen als Künſtler ohne Arme auftrat und durch die er
aunlich vielſeitige Gebra i ſeiner Jub alle Zu

uer zur Bewunderung hinriß. Gerhart mann hat ihmſeinem Roman „Atlantis“ ein ehrendes Andenken t

Nun macht ein Mitarbeiter der „Tit-Bits“ Mitteilung von
einem vierzehnjährigen Londoner Knaben, namens Tom Clark, der
ohne c geboren wurde und doch, wie die beigegebenen Re
produktionen von Bildern beweiſen, ein hervorragendes male-
riſ Talent beſitzt. Der Knabe verſuchte ſchon im Alter von
fünf Jahren einen Bleiſtift in den Arm z wängen, und es gelang ihm, alles, was auf ihn einen beſo tiefen Eindruck
machte, treffend na eichnen. Als er ſpäter in die Schule
kam, vermochte er alle Schreibarbeiten zu machen und hervor
ragend gut zu zeichnen. Bei einem Wettbewerb um die ſchönſten den ſeine Schule veranſtaltete, erhielt Tom Clark ſchon
im Alter von Jahren den erſten Preis. Die Jury wurde
keineswegs von Mitleid bewogen, denn die Namen der Bewerber
waren ihr zunächſt unbekannt. Einen zweiten Preis, der weſent
lich wertvoller und bedeutungsvoller war als der zuerſt ihm
uerkannte, erhielt Tom für ein Bildnis ſeiner Schweſter von demnon County Council zuerkannt.

Tom Clark iſt nicht nur ein großer Künſtler, ſondern auch ein

rvorragender Sportsmann. Er ſpielt vorzüglich Fußball,
wimmt gut, und ſeine Leiſtungen als Läufer ſind in beſonderem
aße anerkannt worden.

Japaniſche Fürſorge für deutſche Kinder.
Aus Tokio wird folgende kleine Geſchichte gemeldet, die be

zeichnen für den japaniſchen Volkscharakter und die beim japa-
niſchen Volke Deutſchland gegenüber herrſchende Stimmung iſt:
Vor einigen Tagen erſchien auf der deutſchen Botſchaft ein japa
niſcher Bauer, der nach Tokio gekommen war, um ſich die Stadt
anzuſehen. Er hatte in der Zeitung von der Not der deutſchen
Kinder geleſen und überbrachte den Betrag von zehn Yen mit der
Bitte, ihn nach Deutſchland zu überweiſen. Der Botſchafter
empfing den Mann und ſprach ihm im Namen der notleidenden
deutſchen Kinder ſeinen Dank aus. Hierauf übergab der Bauer
noch ſiebzig Yen mit dem Bemerken, er habe damit ſein Mittag-
eſſen bezahlen wollen, aber wenn er an die Not der deutſchen
Kinder denke, könne er auch mal einen Tag ohne Mittageſſen aus
kommen! Der Mann hofft in ſeiner Heimatprovinz Geld ſammeln
zu können.

Briefkuſten der Redaktion.
A. A. Nietleben. Unſeres Erachtens iſt das Anrechnen eines

höheren Preiſes für die Kilowattſtunde durch den Hauswirt dann
unberechtigt, wenn er für den ganzen, durch den gemeinſamen Zäh-
ler angezeigten und verbrauchten Strom einen einheitlichen, nied-
rigen Satz bezahlt. Muß er jedoch an das Elektrizitätswerk für
den Strom, der von dem Mieter vorausſichtlich verbraucht wird,
einen höheren Preis entrichten, können Sie ſich nicht weigern dieſen
zu bezahlen.
werk an.

Fragen Sie bei dem betreffenden Elektrizitäts-

Vereins Anzeiger.
Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zerle
20 Pfg. d Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen,
gewerkſchaftlichen u. politiſchen Organiſationen aus dem Verbreitungs
bezirk angekündigt werden.

mDZ J nnnZ
60 e h Heute, Mittwoch, abend 8 Uhr. in der Georgen-nung r II en. brauerei, Gründung einer Gruppe der Arbeiter

Jugend. Fahlreiches Erſcheinen iſt Pflicht.
Der Vorſtand.

Zwecks Beſichtigung derArbeiter-Jugend Merſeburg. ohlengrube Groß-Kayna
ſammelt ſich die Arbeiter-JugendOrtsgruppe Merſeburg. um 8 Uhr
am Herzog Chriſtian. Alle Genoſſen aus der Ortsgruppe des Un
terbezirks und der Ortsgruppe Halle ſind herzlichſt eingeladen. Auch
ättere Parteigenoſſeu ſind willkommen.

Der Vorſtand.

Vorausſichtliches Wetter.

Am Donnerstag, 2. 6.: Heiter, trocken, ſehr warm.
Am Freitag, 3. 6.: Sehr warm, ſchwül, zunehmend bewölkt,

ſtarke Gewitterregen.

—DZZDer diesjährigeWrödedanfät ier benelnge Hefe

an den Straßen Neckendorf-Biſchofrode, Helfta-Wolferode
und Helfta- Unterrißdorf ſoll am Sonnabend, den

Juni ds. Jrs. nachmittags 5 Uhr im König'ſchen
Gaſthofe zu Helfta öffentlich, zu den im Termine bekannt-
gegebenen Bedingungen verſteigert werden. Die Bedingungen
können auch vorher im Schulzenamte eingeſehen werden.

B e 2 i k a j
bitten wir unsere Parteigenossen und Leser sich stets auf die

Inserate in der „Volksstimme“ zu beziehen.
Helfta, den 30 Mai 1921.

Bornſchein.

Lecderklappen
don gebr. Sätteln ſowie andere Lederabfälle in großen

Mengen verkauft preiswert

Sternlicht, Alter Rarit 1I1, Telef. 1333.

zurückDr. Scehleiff
4 Arzt für Haut-, Harn-, Sexualleiden

C Leipziger Strasse 93.

Für Wiederverkäufer
Lederpantoffeln

(sächsisches Fabrikat)
üefert aus bestem Material in durchgenäht und holz-
genagelt, mit und ohne Futter, sowie gepolstert zu
e billigsten Preisen.Ständiges Lager in Lederhans und I Znhen,

lüschpantoffeln und Dachdeckerschuhen.

Leder-Pamtoffel-Versandhaus
eteinweg 26 HALLE a. S. Steinweg 24.

Stellen finden

Maurer
Hermann RMeiſe,

de
t Ve

Vermiſchtes

Racdfa
behrweßsſer-

u 4
Heute neu eingetroffen
zu billigſten Preiſen

Ia. Qualität

Tüchtige

geſucht.

hrer!

von Kleiderſtoffen
Hackebornſtraße 4 II.

Die millionenfach bewehrte
-Wachs-Schuhkrem

in bester friedensqualität
wieder erhöltlich

Man 0222 Miteingeleoqtem ettel
„friecdensware“

5

e

Gr. Ulrichſtr. 27.

Goldhtuh
Silberbruch
Alte Münzen

kauft zu höchſten Preiſen

der Bienenzuecht
von J. Weigert.

und Pferdehaltung.
von Dr. A. Carl.

Preis pro Nr. 1.20 Mk.
In großer AHuswoehl in der

Buchhandlung

der Volksstimme
zu haben.

SolbadFürſtental

Merſeburger Str. 102 a. Nntzhringende Fahrrad Mäutei
r r hühnerzueht Gebirgen erZu verkaufen von Paul Hohmann. W W er

HandhuehBilliger Berkauf Schläucheprima 17, 20,
extra prima 25,

WMahknlatur Nutzbringende e er Heoſe
Kaninchenzucht am 2zu verkauſen von J. Schneider. h Decken Sie Jhren erf im

Verlag Vollsſtimme, Pferdezueht Spezialgeſchäft

i. Bieder,
nur Gr. Steinſtr. 35.
Verſand nach außerhalb

per Nachnahme.

I Heuche

P. Koohanows Nobert Franzſtr. 10.Uhrmacher und o wakt. Stark radiumhalt. Solquelle, Schürzen

Neue Promenade 1 echt Schmiedeberger Moor Merseburg,
(SaaleZeitung). und alle medüiniſchen Bäder. Oolurubo 29.

Per
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